
  

 
 
 

 aktuell September 2011 

 

 
 

6. Jahrgang 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gggg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Inhalt 

 

Editorial: 

Schwindelerregende Dynamik 1 
_______________________________________________________________________ 
 

Bericht aus den Institutionen: 

Worüber spricht Europas Öffentlichkeit?/ 
Vor der Abstimmung/ Vor der Entscheidung/ 
Vor der nächsten Runde/ Kritik am  
Globalisierungsfonds/ Mehr Geld für Forschung/ 
Kommission will e-Beschaffung fördern/ 
EWSA warnt vor Fremdenfeindlichkeit/ 
Freizügigkeit: Verfahren gegen Deutschland/ 
Briten verhindern EU-Hauptquartier 2-8 
_______________________________________________________________________ 
 

dbb in Europa: 

Spitzengespräch zum sozialen Dialog/  
Stöhr begrüßt Urteil des EGMR/ DSTG-Chef  
fordert EU-Datenbank und mehr Personal 
im Steuervollzug/ Liberalisierung  
der Bodenverkehrsdienste -dbb Hessen für  
Kurskorrektur/ Sichere Lebensmittel nur durch  
Kontrolle/ Einsatz für die Jugend Europas 9-13 
_______________________________________________________________________ 
 

Neues von der CESI: 

Heesen zur EU-Schuldenkrise/ Lühmann ruft  
zum Umdenken auf/ EDUC: Dziatkowiak 
fordert mehr Einsatz für Bildung 14/15 
_______________________________________________________________________ 
 

Bürger und Verbraucher: 

Mehr Informationen für Bürger 16 
_______________________________________________________________________ 
 

Ausblick: 

Gefangen in Kafkas Schloss? 
Deutschland und die Suche nach Europa 

Termine 17-19 
_______________________________________________________________________ 
 

Einblick: 

Gespräch mit Mareike Kleine 

Impressum 20-23 

Editorial 

Schwindelerregende Dynamik 

Die Krise scheint Europa in eine schwindelerregende 
Dynamik zu zwingen. Zuvor Undenkbares wird 
vorstellbar. Die Europäische Union – oder zumin-
dest die Währungsunion - könnte zerfallen oder 
einen großen Schritt hin zu einer Politischen Union 
tun. Zögerlich stellen Deutschland und Frankreich, 
deren Zusammenarbeit zuletzt mehr schlecht als 
recht funktioniert hat, die Weichen für weitere 
Integrationsschritte. Die Frage, wie es mit Europa 
weitergehen soll, beschäftigt die europäische Öf-
fentlichkeit. Die Mächtigen in den Regierungszent-
ralen treibt sie Tag und Nacht um. Es steht viel auf 
dem Spiel. 

Die dbb europathemen aktuell melden sich mit einer 
Ausgabe aus der Sommerpause zurück, die den 
Fokus auf die drängende Frage des Quo vadis Euro-
pa legt. Für die öffentlichen Dienste und ihre Be-
schäftigten ist es alles andere als gleichgültig, ob die 
nationalen Parlamente einen Teil ihrer Haushalts-
rechte an eine europäische Wirtschaftsregierung 
abtreten oder ob die Budgethoheit das unantastba-
re Vorrecht der gewählten Versammlungen bleibt. 
Der dbb Bundesvorsitzende fordert angesichts der 
Euro-Schuldenkrise und der Debatten um Kompe-
tenzverlagerungen eine effektivere Beteiligung der 
Parlamente, der nationalen wie des europäischen. 

Das Europäische Parlament lässt zurzeit seine Mus-
keln spielen. Der Auftakt für die Verhandlungen 
zum mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 
bestimmt neben dem fortwährenden Krisenmana-
gement die Brüsseler Agenda. Das Parlament stellt 
erstmals Forderungen noch vor der Veröffentli-
chung eines Haushaltsvorschlags durch die EU-
Kommission. Endlich auf Augenhöhe mit dem Rat 
will das Parlament die Integration weiter voran-
bringen. Und es weiß sich in diesem Ziel mit der 
Kommission durchaus einig, die allerdings vorsich-
tiger gegenüber den Mitgliedstaaten agieren muss. 
Denn die Mitgliedstaaten wollen Einsparungen am 
Haushalt vornehmen. 

Dass die Dynamik der europäischen Entwicklung 
den Karlsruher Richtern schwindelig werden lässt, 
steht nicht zu erwarten. Von der Entscheidung, die 
sie am 7. September verkünden werden, dürfte kein 
Haltesignal für den europäischen Zug zu erwarten 
sein. 

Die Redaktion wünscht viel Freude beim Lesen 
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Worüber spricht Europas Öffentlichkeit? 

Ob es eine europäische Öffentlichkeit gibt oder 
geben kann, ist umstritten. Fakt ist, dass die 
Schuldenkrise zurzeit überall in Europa diskutiert 
wird. Die Perspektiven unterscheiden sich je nach 
Interessenlage, kultureller Prägung und histori-
scher Erfahrung. Wer die Krise nicht einseitig 
deuten will, tut gut daran, einen Blick über den 
Tellerrand zu werfen, auch die Meinung seiner 
Nachbarn einzubeziehen. „euro|topics“ ist ein 
Online-Angebot der Bundeszentrale für Politische 
Bildung (bpb), das regelmäßig in deutscher Spra-
che aus den verschiedensten Printmedien der EU-
Staaten zitiert. dbb europathemen aktuell präsen-
tieren Stimmen und Stimmungen dieser Presse-
schau zu den Entwicklungen der vergangenen 
Wochen, nicht zuletzt um auf dieses Informati-
onsangebot der bpb aufmerksam zu machen. 

„Eurokrise ist Test für Van Rompuy“, 18. Juli 2011, Elsevier – 
konservatives niederländisches Nachrichtenmagazin 

„Van Rompuy ist ein einfacher Vorsitzender des 
Rats und kein Präsident oder Chef der Europäi-
schen Union. Das war auch nie die Absicht. Der 
echte Boss sitzt schließlich in Berlin: Die Bundes-
kanzlerin des größten Mitgliedsstaats.“ 

„Tests ignorieren mögliche Staatspleite“, 18. Juli 2011, Les Echos – 
französische Wirtschaftszeitung zu den Bankenstresstests 

„Sie liefern keine Antwort auf die dringendste 
Frage in Bezug auf das europäische Finanzsystem: 
die Auswirkung des Bankrotts eines Staats der 
Euro-Zone.“ 

„Deutsche Tabus brechen“, 21. Juli 2011, El País – linksliberale 
spanische Tageszeitung 

„Aus dem Labyrinth, in das wir geraten sind, in-
dem wir Deutschlands wachsender Aversion ge-
gen die europäische Integration gefolgt sind, gibt 
es nur einen Ausweg: mehr europäische Integra-
tion. Auch wenn man dafür einige deutsche Tabus 

 

Europäischer Blätterwald 
© Constantinos - Fotolia.com 

brechen muss, die alles das verbieten, was aus der 
EU eine Union des Finanzausgleichs macht: Sei es 
die Rettung der zahlungsunfähigen Länder, die 
Ausgabe von Euro-Anleihen oder der Ankauf ab-
gewerteter Schulden durch die Europäische Zent-
ralbank.“ 

„Weg aus der Krise jetzt klar“, 22. Juli 2011, Hospodářské noviny - 
tschechische Wirtschaftszeitung zum EU-Sondergipfel 

„Der Plan zur Rettung Griechenlands und weiterer 
Problemstaaten scheint langfristig lebensfähig, 
stimulierend und wirtschaftlich rational zu sein. 
Das ist besser, als man ursprünglich zu hoffen 
wagte. (...) Geradewegs genial ist der Gedanke 
eines Marshallplans für Griechenland, der seiner 
Wirtschaft helfen, Investitionen unterstützen und 
dem Land endlich ein anhaltendes Wachstum 
bescheren könnte.“ 
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„Frankreichs Schulden gefährden Euro-Rettung“, 28. Juli 2011, 
Financial Times Deutschland 

„Verliert Frankreich sein Spitzenrating, hat Europa 
ein so massives Problem, dass sich viele die Zeiten 
zurückwünschen werden, in denen am Wochen-
ende Griechenland gerettet werden musste. Die 
ganze Rettungsstrategie der EU wäre zerschos-
sen.“ 

 
Krisenstimmen der europäischen Öffentlichkeit 

© tuja66 - Fotolia.com 

„Endlich Euro-Anleihen einführen“, 29. Juli 2011, Gazeta Wy-
borcza –liberale polnische Tageszeitung, Interview mit dem 
Chefökonomen des polnischen Finanzinstituts PBP, Ignacy Mo-
rawski 

„Das Projekt für die Ausgabe von Euro-Anleihen 
wird derzeit zwar nur in den Zeitungen umrissen, 
doch besteht schon eine große Wahrscheinlich-
keit, dass es von den Politikern ernsthaft in Be-
tracht gezogen wird.“ 

-2- 
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„Bulgaren jubeln über Wirtschaftskrise“, 8. August 2011, Trud – 
bulgarische Tageszeitung 

„Wir haben keine Angst vor einer neuen Krise, 
zumal wir noch mitten in der vorigen stecken. 
Davor waren wir wiederum in mehreren Krisen, 
die einander nahtlos ablösten und davor - im So-
zialismus.“ 

„Euro-Anleihen demokratisch legitimieren“, 12. August 2011, Le 
Monde – linksliberale französische Tageszeitung 

„Euro-Anleihen können sich als ein wirksames 
Instrument gegen Spekulationen erweisen. Die 
betroffenen Staaten müssen dann aber unter 
Kontrolle gestellt werden, um in Zukunft schlim-
me Überraschungen wie im Fall Griechenlands zu 
vermeiden.“ 

„Merkel und Sarkozy zu schnell für Euro-Länder“, 18. August 
2011, Tiroler Tageszeitung – liberalkonservative österreichische 
Tageszeitung 

„Die Marschrichtung der beiden größten Volks-
wirtschaften der EU ist klar: Die Währungsunion 
soll als Vorhut der gesamten EU die Integration 
der Mitgliedsstaaten vorantreiben. (...) Im Kampf 
gegen die Schuldenkrise darf sich Europa jetzt 
nicht überfordern und über sein eigenes hohes 
Tempo stolpern.“ 

„Merkel und Sarkozy machen echte Europapolitik“, 19. August 
2011, Trouw – christlich-soziale niederländische Tageszeitung 

„Eine gemeinsame Euro-Politik ist bitter nötig und 
wird früher oder später mit nationalstaatlichem 
Souveränitätsverlust einhergehen.“ 

„Mircea Vasilescu sieht die EU in einer Vertrauenskrise“, 23. 
August 2011, Dilema Veche – linksliberale rumänische Wochen-
zeitung 

„In schlechten Zeiten flüchten sich die Menschen 
ja doch wieder in ihre nationalen Gemeinschaften 
und meinen, dass die europäische Integration 
ihnen keine Vorteile gebracht habe. Denn in ihrer 
Nation fühlen sie sich immerhin beschützt. Dort 
haben sie einige Anhaltspunkte, die ihnen beim 
moralischen Überleben mehr helfen, als die abs-
trakten Worte der Bürokraten aus Brüssel.“ 

„Wir müssen wieder Zuversicht geben“, 24. August, Internati-
onale Politik - außenpolitische Fachzeitschrift der DGAP, 
Interview mit Alt-Bundeskanzler Helmut Kohl (Quelle: DGAP) 

„Dass die EU nach meiner Amtszeit als deut-
scher Bundeskanzler in wesentlichen Fragen – 
wie bei dem Stabilitätspakt und Griechenland – 
einmal ohne Not hinter das Erreichte zurückfal-
len sollte, statt weiter nach vorne zu gehen, 
noch dazu unter deutsch-französischer Füh-

rung, das – das muss ich zugeben – hat mein 
damaliges Vorstellungsvermögen überstiegen, 
und übersteigt es auch heute noch.“ 

 

Europa als Lebenswerk - Helmut Kohl im Jahr 2005 
im Gespräch mit Kommissionspräsident José Manuel Barroso 

© Europäische Kommission, 2011 
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„Dänemarks Wohlstand in Gefahr“, 25. August 2011, Jyllands 
Posten – liberalkonservative dänische Tageszeitung 

„In Dänemark wie in den meisten anderen In-
dustrieländern steht die wirtschaftliche Ent-
wicklung still oder es herrscht Rezession. (…) Die 
traurige Feststellung lautet, dass das linke und 
das bürgerliche Orchester munter weiterspie-
len, obwohl Dänemarks Wohlstand einen Eis-
berg gerammt hat.“ 

„Schuldenbremse stärkt Spanien“, 25. August 2011, Expansión – 
spanische Wirtschaftszeitung 

„Die aktuelle Situation, in der jede Emission von 
Anleihen wie eine Examensprüfung erwartet 
wird, ist nicht mehr lange auszuhalten.“ 

„US Notenbank meistert Krise besser als EZB“, 29. August 2011, El 
País, linksliberale spanische Tageszeitung 

„Sie [die Federal Reserve] hat die wahren Risiken 
besser eingeschätzt [als die EZB], indem sie die 
Gefahr einer Inflation dem viel gefährlicheren 
Stillstand der Wirtschaft und der damit verbun-
denen Arbeitslosigkeit untergeordnet hat.“ 

„Erst den Haushalt ausgleichen“, 30. August 2011, Il Sole 24 Ore – 
italienische Wirtschaftszeitung 

„Zu viel über Euro-Bonds zu reden droht abzulen-
ken bei der Suche nach einer Lösung der momen-
tanen Notlage. Aus der hilft uns jedoch kein frem-
der Gott heraus. Es gibt keine Alternative mehr zu 
dem Weg in Richtung eines dauerhaften ausgegli-
chenen Haushalts.“ 
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Vor der Abstimmung 

Bis zum 29. September soll der Bundestag der 
Erweiterung des Euro-Rettungsschirms EFSF zuge-
stimmt haben. Die Kanzlermehrheit scheint je-
doch nicht sicher. Die Nervosität in Berlin ist dem-
entsprechend groß. Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble lässt angebliche Geheimpapiere 
dementieren. Bundestagspräsident Norbert 
Lammert mahnt, das Haushaltsrecht des Bundes-
tags dürfe nicht in Frage gestellt werden. Wort-
meldungen des Bundespräsidenten, des Alt-
Kanzlers und Euro-Vaters Helmut Kohl sowie der 
Bundesarbeitsministerin sorgen für weitere Un-
ruhe. Die Abstimmung gewinnt eine innenpoliti-
sche Dynamik, die zu überlagern droht, worum es 
für Europa und Deutschland insgesamt, über den 
Rettungsschirm hinaus, eigentlich geht. 

Die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF), umgangssprachlich „Rettungsschirm“, ist 
ein Instrument, mit dem die Finanzmärkte beru-
higt werden sollen. Tatsächlich geht es weniger 
um die Stabilität des Euro, denn dieser ist in sei-
nem Außenwert bemerkenswert stabil. Vielmehr 
geht es um die Stabilität des europäischen Fi-
nanzsektors, um die Sicherheit von Banken und 
Versicherungen. Denn letztlich bedroht die Speku-
lation, die auf Staatspleiten oder Umschuldungen 
wettet, solche Investoren, die viele Titel potentiel-
ler Bankrotteure in ihren Bilanzen haben. Die 
Politik will um jeden Preis verhindern, dass es hier 
zu Zusammenbrüchen kommt. Denn diese könn-
ten private Sparpläne, Lebensversicherungen und 
private Renten gefährden. Vor allem würden Ban-
kenzusammenbrüche zu gefürchteten Kettenre-
aktionen führen, wenn die Anleger die Bankschal-
ter oder die Geldautomaten stürmen, um ihr Er-
spartes in Sicherheit zu bringen. 

Also soll der bisherige Rettungsschirm so erwei-
tert werden, dass Refinanzierungsprobleme selbst 
größerer Euroländer aufgefangen werden könn-
ten. Kritiker sprechen von einer Transferunion. Oft 
ist zu hören: Die reicheren Staaten bürgen für die 
ärmeren. Das stimmt so aber nicht. Denn im 
Grundsatz garantieren alle zahlungsfähigen Euro-
länder den Schirm, so etwa auch Estland, das 
zweifelsohne, absolut wie relativ, ärmer ist als 
Deutschland. Und nur im Ernstfall fließt Geld an 
die von Zahlungsunfähigkeit bedrohten Staaten, 
und dies unter harten Auflagen und auch nur als 
zu bedienender Kredit. Erst wenn es zum Staats-
bankrott oder zum Schuldenschnitt, zum Verzicht 
der Gläubiger auf einen Teil ihrer Forderungen 
käme, wäre der Steuerzahler belastet. Parallel zur 

Erweiterung des Rettungsschirms von Bürgschaf-
ten in Höhe von 440 Milliarden auf 780 Milliarden 
Euro – woran Deutschland mit 211 Milliarden 
beteiligt und worüber abzustimmen ist - wird an 
einer Verschärfung des Stabilitätspakts gearbei-
tet. Besonders das Europäische Parlament fordert 
diese in Form automatischer Sanktionen. Die Re-
gierungen sollen nicht mehr im Rat darüber be-
finden können, ob und wie sie einander bestrafen. 
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Wer Europa aus der Krise führen will, braucht Mut … 
© tomas ondrejka - Fotolia.com 

Die im Bundestag nicht zur Abstimmung stehen-
de, in der Sache aber damit verbundene Forde-
rung nach einer europäischen Wirtschaftsregie-
rung und einem europäischen Finanzminister, die 
auch von Wirtschaftsnobelpreisträgern geteilt 
wird, hat freilich zwei Seiten. 

Einerseits würden diese und ein deutlich ver-
schärfter Stabilitätspakt die Märkte aller Voraus-
sicht nach beruhigen und somit „unser Geld“ 
sichern. Gleichzeitig ginge aber mit einer solchen 
Brüsseler Kompetenzausweitung zwangsläufig 
ein Machtverlust der nationalen Parlamente ein-
her. Die europäische Staatskunst, auf die es nun 
ankomme, heißt es nicht nur in Brüsseler Kreisen, 
bestehe darin, diesen Teufelskreis aufzubrechen. 
Die Parlamente müssten mehr Einfluss auf euro-
päische Politik gewinnen. Gleichzeitig brauchte 
die Währungsunion mehr Koordinierung, um den 
Euro dauerhaft zu einer Weltleit- oder zumindest 
Weltreservewährung zu machen. Denn ohne 
diese, so sehen es eigentlich alle maßgeblichen 
politischen Kräfte auch in Berlin, werden Deutsch-
land und Europa in der Globalisierung nicht be-
stehen. 

-4- 



  

 
 
 

 aktuell September 2011 

 

 
 

 

 
6. Jahrgang 

Eurobonds, gemeinsame europäische Staatsanlei-
hen, die eine Transferunion besiegeln würden, sind 
nach wie vor sehr umstritten in Deutschland. Auch 
sie stehen im September nicht zur Entscheidung 
an. Dennoch: Die EFSF und vor allem der sie ablö-
sende, für die Zeit ab 2013 geplante dauerhafte 
Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) weist 
in seiner Wirkung bereits Ähnlichkeiten mit Euro-
bonds auf. Denn der ESM soll künftig Staatsanlei-
hen überschuldeter Euroländer kaufen können, 
um ihre Refinanzierungschancen zu verbessern, 
ganz so wie es die dafür von Bundespräsident 
Christian Wulff überraschend kritisierte Europäi-
sche Zentralbank bereits seit Monaten tut. 

 
Grünes Licht für den Schirm? 
© Fineas - Fotolia.com 

 
… und viel Kraft 

© Wolfgang Adamek - Fotolia.com 

Eurobonds würden das Zinsrisiko gleichmäßig auf 
alle Euroländer verteilen. Der Zinssatz für Geld, das 
die Euroländer am Kapitalmarkt aufnehmen, wür-
de sich am Kreditausfallrisiko der gesamten Euro-
zone, in der alle füreinander einstehen, bemessen, 
nicht mehr an der Solidität einzelner Euro-Staaten. 
FDP und CSU lehnen dies kategorisch ab. Sie be-
fürchten, dies nehme den Druck von Schuldnern, 
ihre Haushalte seriös zu führen. Die CDU ist hin- 
und hergerissen zwischen Ablehnung und der 
Ahnung, ohne Eurobonds könnte es nicht gehen. 
SPD und Grüne fordern Eurobonds; führen an, für 
diese Papiere werde hohe Nachfrage entstehen, 
der Euro auf Dauer gesichert, Deutschland poli-
tisch und wirtschaftlich von einer europäischen 
Rendite profitieren. Haken an der Sache bleibt, 
dass Deutschland, das bisher sehr niedrige Zinsen 
für seine Anleihen zahlt, für Gemeinschaftsanlei-
hen höhere Zinsen zahlen müsste, was Eurobonds 
in der Bevölkerung eher unpopulär macht. Wie 
hoch die Rechnung für ein Scheitern des Euro wä-
re, das dann droht, wenn die Sicherungen reißen, 
steht auf einem anderen Blatt. 

 

Vor der Entscheidung 

Am 7. September ist es soweit. Wenn auch nicht 
die Zukunft Europas an diesem Tag entschieden 
wird, eine wichtige Richtungsweisung für die 
deutsche Europapolitik wird allemal erwartet. Das 
Bundesverfassungsgericht wird an diesem Tag 
sein Urteil zur Klage gegen den Euro-
Rettungsschirm und die Griechenlandhilfe  ver-
künden. Eine Gruppe von Klägern will verhindern, 
dass Deutschland sich an Rettungsaktionen für 
den Euro in der bisherigen Form beteiligt. Sie 
sehen die „No-Bailout-Klausel“ des Lissabon-
Vertrags verletzt. Der Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts, Andreas Voßkuhle, stellte be-
reits vor der Verhandlung fest, dass das Urteil, 
egal wie es ausfalle, keine politische Entschei-
dung sei. Es gehe nicht darum, der Politik zu sa-
gen, wie und ob der Euro geschützt werden müs-
se: „Wir wollen hier keine ökonomische Debatte. 
Es geht hier um reine Rechtsfragen.“ 
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Geklagt hatten der CSU-Bundestagsabgeordnete 
Peter Gauweiler und eine Professorengruppe um 
den emeritierten Nürnberger Staatsrechtler Karl 
Albrecht Schachtschneider. Im Einzelnen geht es 
um zwei Gesetze, die der Bundestag im Mai 2010 
beschlossen hatte. Die Gesetze sollten durch Kre-
ditgarantien für Griechenland und das Spannen 
des Euro-Rettungsschirms die wirtschaftliche Lage 
beruhigen und das akute Liquiditätsproblem in 
Griechenland lösen. Dies verstößt aus Sicht der 
Kläger gegen geltendes Recht und widerspreche 
der Budgethoheit des Bundestags, die durch lang-
fristige Garantien unterlaufen werde. 

Für Unruhe sorgte 
ein Antrag der 
Kläger, die dem 
Europa - Berichter-
statter des Bun-
desverfassungsge-

richts, Udo di Fabio, 
Befangenheit vor-
werfen. Er habe in 
der Vergangenheit 
durch wiederholte 
Äußerungen deut-
lich Stellung zur 
Rechtssache bezo-
gen. Deshalb kön-
ne di Fabio nicht 
mehr als unvorein-

genommen betrachtet werden. Unabhängig von 
der Entscheidung zu diesem Antrag sieht das 
Bundesverfassungsgericht den Zeitplan für das 

-5- 
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Urteil nicht in Gefahr. Die Entscheidung wird wohl 
weiterhin am 7. September fallen. Sollte das Bun-
desverfassungsgericht sich gegen die Hilfen aus-
sprechen, käme es wohl angesichts der anstehen-
den Entscheidungen des Bundestags über den 
Euro-Rettungsmechanismus zu einem politischen 
Paukenschlag nicht nur in Deutschland, sondern 
in ganz Europa. 

 
Vor der nächsten Runde 

Der mehrjährige europäische Finanzrahmen re-
gelt die Finanzplanung der EU für einen Zeitraum 
von sieben Jahren. Am 29. Juni legte die Kommis-
sion ihren Entwurf für 2014 bis 2020 vor, der nur 
einen moderaten Zuwachs der Ausgaben vor-
sieht. Gleichzeitig schlug Kommissionspräsident 
José Manuel Barroso die Einführung von EU-
Eigenmitteln in Form einer Finanztransaktions- 
und einer europäischen Mehrwertsteuer vor. Drei 
Wochen zuvor hatte das Europäische Parlament 
in einem Initiativbericht eine Anhebung des 
Haushaltsvolumens um fünf Prozent gefordert. 
Nur so seien die gestiegenen Aufgaben der Union 
zu bewältigen und die Ziele der Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie „Europa 2020“ zu errei-
chen. Die Regierungen lehnen dies ebenso wie 
den Kommissionsvorschlag ab. Sie bestehen auf 
Einsparungen, wie sie auch in den nationalen 
Haushalten vorgenommen werden müssen. 

Der Kommissionsentwurf sieht für 2014 bis 2020 
ein jährliches Ausgabenvolumen von 1.156 Milli-
arden Euro vor, wovon mit je rund 37 Prozent die 
größten Anteile auf den Agrarmarkt und die 
Strukturpolitik entfallen. Mit weitem Abstand 
folgt auf dem dritten Platz der Titel Wettbewerbs-
fähigkeit. Hier sind 130 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 11,2 Prozent des EU-Haushalts für die 
Förderung von Forschung und Technologie vorge-
sehen. Nach der Sommerpause beginnen die Ver-
handlungen. Das Verfahren dürfte sich bis 2013 
hinziehen, da viele sehr unterschiedliche, zum Teil 
diametral entgegengesetzte Interessen zu verein-
baren sind. Zunächst werden die Regierungen auf 
der Grundlage des Kommissionsentwurfs und der 
Parlamentsforderungen untereinander beraten. 

Die Bundesregierung, federführend ist das Aus-
wärtige Amt, hat ein „besonderes Interesse an der 
Begrenzung der Ausgaben“. Die Deutschen stellen 
vor allem Nebenhaushalte in Frage, wollen diese 
in den EU-Haushalt eingestellt sehen, betonen 
Deutschlands Rolle als größter Nettozahler mit 

einem Anteil von 20 Prozent des EU-Haushalts. 
Die Eigenmittel-Initiative Barrosos lehnt Berlin 
rundweg ab. 

Das Parlament ist zum ersten Mal auf Augenhöhe 
mit dem Rat beteiligt. Die beiden Gesetzgebungs-
organe der EU bilden gemeinsam die Haushalts-
behörde. Das Parlament ist sich durchaus be-
wusst, dass es schwierig werden wird, einen Aus-
gabenzuwachs von fünf Prozent durchzusetzen. 
Es fordert aber von den Mitgliedstaaten konkrete 
Vorschläge für Einsparungen. Diese sind dann 
nämlich notwendigerweise mit Einschnitten und 
Verzichtleistungen einzelner Ratsmitglieder in 
bestimmten Politikbereichen verbunden. 
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Der Verfasser des Initiativberichts, der konservative Europaabge-
ordnete Salvador Garriga Polledo, im Gespräch mit EU-

Haushaltskommissar Janusz Lewandowski 
© Europäische Kommission, 2011 

Der Berichterstatter für den Initiativbericht des 
Parlaments, der spanische EVP-Politiker Salvador 
Garriga Polledo erklärte dazu: „Wir müssen dieser 
Unsitte ein Ende setzen, politische Verpflichtun-
gen einzugehen, ohne über die notwendigen 
Mittel zur Umsetzung zu verfügen.“ Vor der 
nächsten Verhandlungsrunde liegt der Ball nun 
im Feld der Mitgliedstaaten. 

 

Kritik am Globalisierungsfonds 

Berlin hat Zweifel an Sinn und Zweck einer Fort-
führung von Regelungen, die die Nutzung des 
Globalisierungsfonds vereinfachen sollen. Aus 
dem Fonds sollen Wiedereingliederungsgelder für 
von Massenentlassungen betroffene europäische 
Arbeitnehmer geleistet werden. Die EU - Kommis-
sion hat jüngst damit geworben, die Unterstüt-
zung für entlassene Arbeitskräfte sei auf das Drei-
fache gestiegen. Das mitentscheidende EU-
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Parlament befürwortet den Fonds in seiner gro-
ßen Mehrheit als wichtiges beschäftigungs- und 
sozialpolitisches Instrument. 

Der 2006 außerhalb des EU-Haushalts eingerich-
tete Globalisierungsfonds soll nach dem Willen 
der EU-Kommission weiterhin nach vereinfachten 
Regeln funktionieren. Da die eingestellten Mittel 
in Höhe von bis zu 500 Millionen Euro jährlich 
trotz eines starken Anstiegs der Anträge nach wie 
vor nicht ausgeschöpft werden, plant Brüssel, die 
2009 im Zuge der Finanzkrise gelockerten An-
tragsregeln beizubehalten. Das Gleiche gilt für die 
Förderquote, die von 50 auf 65 Prozent erhöht 
wurde. Die verbleibenden 35 Prozent sind aus 
nationalen Quellen zu finanzieren. Aus Berliner 
Regierungskreisen verlautete im Juli, die Bundes-
regierung betrachte die für die Verlängerung der 
Ausnahmeregelungen von der Kommission vorge-
tragenen Argumente als „nicht überzeugend“. Es 
bestünden Zweifel an der Verhältnismäßigkeit der 
Regelung. 

 
Unter die Räder gekommen? 

© Sabine Bochmann - Fotolia.com 

Bereits zu seiner Einführung hatte es in der EVP-
Fraktion unterschiedliche Ansichten über die 
Sinnhaftigkeit des Fonds gegeben, der in Deutsch-
land von der Bundesagentur für Arbeit technisch 
umgesetzt wird. Die europäischen CDU und CSU - 
Abgeordneten hatten sich aus ordnungspoliti-
schen Gründen ebenso wie die Liberalen dagegen 
ausgesprochen. Für die nächste Finanzperiode ab 
2014 steht eine Revision des Instruments an. Die 
Bundesregierung hat zudem im Blick, dass 
Deutschland entsprechend seines Anteils am EU-
Haushalt 20 Prozent der Mittel stellt. Ohnehin 

scheint die Bundesregierung zu stören, dass der 
Fonds in einem Nebenhaushalt geführt wird, also 
zusätzlich zum EU-Haushalt. Immerhin haben 
aber auch deutsche Beschäftigte wiederholt von 
Fördermaßnahmen des Fonds profitiert, so im 
Jahr 2008 2.500 BENQ-Mitarbeiter, 2009 1.300 
Bochumer Nokia-Mitarbeiter und 1.800 Beschäf-
tigte des Automobilzulieferers Karmann sowie im 
Jahr 2010 rund 1.200 Mitarbeiter der Heidelber-
ger Druckmaschinen AG. 

 
Mehr Geld für Forschung 

Die EU will mehr für die Forschung tun. Im Rah-
men der sogenannten Innovationsunion, die eine 
wichtige Leitinitiative der Europa 2020 Strategie 
ist, sollen in den nächsten 15 Jahren 450.000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Dafür will die 
EU sieben Milliarden Euro Forschungsmittel zur 
Verfügung stellen. 
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Die EU-Kommission erhofft sich eine Steigerung 
des europäischen Bruttoinlandsprodukts um etwa 
80 Milliarden Euro. Neben Hochschulen, For-
schungsorganisationen und der Industrie stehen 
vor allem kleine und mittlere Unternehmen auf 
der Liste der Empfänger für Fördermittel. Das Geld 
soll eingesetzt werden, um drängende Herausfor-
derungen wie Energiesicherheit, Klimawandel 
und den demographischen Wandel anzugehen. 
Deshalb sollen die entsprechenden Mittel im neu-
en mehrjährigen Finanzrahmen, also dem europä-
ischen Haushalt, von 2014 bis 2020 um 46 Pro-
zent erhöht werden. Der neue Haushaltsplan wird 
derzeit in den Europäischen Institutionen verhan-
delt, eine endgültige Einigung wird frühestens für 
Ende 2012 erwartet. 

 
Digitale Agenda: EU-Kommission will 
e-Beschaffung fördern 

Die Europäische Kommission setzt sich dafür ein, 
das öffentliche Auftragswesen zu rationalisieren 
und zu beschleunigen. Um dies zu erreichen, soll 
europaweit die so genannte „e-Beschaffung“ 
ausgeweitet werden. Das heißt, zukünftig soll 
das öffentliche Beschaffungswesen verstärkt 
über digitale Portale abgewickelt werden. Neben 
praktischen Erwägungen könnten so erhebliche 
Kosten eingespart werden, heißt es in Brüssel. 
Die Kommission hatte diese Initiative bereits im 
April 2011 in ihrer Binnenmarktakte angekün-
digt. Die nächsten Schritte sind ein Aufruf zur 
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Interessenbekundung für die Teilnahme an einer 
neuen, informellen EU-Sachverständigengruppe 
zur e-Ausschreibung. Darüber hinaus will Brüssel 
die e-Beschaffung in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten intensiv beobachten und auswerten, um 
vorbildliche Verfahren zu fördern. 

 
EWSA warnt vor Fremdenfeindlichkeit 

Die EU-Institutionen sollen sich aktiver gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung ein-
setzen. Das fordert der Europäische Wirtschafts- 
und Sozialausschuss (EWSA) in einer aktuellen 
Stellungnahme. „Intoleranz, Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus nehmen in ganz Europa zu, 
auch in der Politik einiger Regierungen“, heißt es 
in einer Pressemitteilung des EWSA vom 15. Juli. 
Mit großer Sorge sieht der Ausschuss „die Be-
strebungen der letzten Monate, die Freizügigkeit 
im Schengen-Raum zu begrenzen“. Der Bericht-
erstatter Pariza Castaños forderte die Kommissi-
on auf, die Finanzmittel für Maßnahmen lokaler 
und regionaler Gebietskörperschaften und klei-
nerer Migrantenverbände gegen Fremdenfein-
dlichkeit aufzustocken. 

 
Freizügigkeit: Verfahren gegen Deutschland  

Wie nun bekanntgegeben, hatte die Europäische 
Kommission bereits im Juni ein Verfahren gegen 
Deutschland und neun andere Mitgliedstaaten 
eingeleitet, da bestimmte Regelungen der Frei-
zügigkeit nicht eingehalten würden. Die Vorwür-
fe gegen Deutschland wiegen schwer. Die Kom-
mission kritisiert, dass Deutschland den Nachzug 
von Verwandten aus Nicht-EU-Ländern nur in 
Härtefällen gestatte. Ein EU-Bürger habe aber ein 
Anrecht darauf, dass seine Angehörigen zu ihm 
ziehen können. Außerdem behandle das deut-
sche Recht homosexuelle Lebenspartner anders 
als heterosexuelle Partner, da diese einen 
Sprachnachweis erbringen müssten, der von 
Ehepartnern nicht eingefordert werde. Die Bun-
desregierung hat angekündigt, die deutschen 
Regelungen entsprechend zu überprüfen und 
gegebenenfalls den europäischen Vorgaben 
anzupassen. Danach wird die Kommission über 
weitere Schritte oder eine Einstellung des Ver-
fahrens beraten. 

 
 

Briten verhindern EU-Hauptquartier 

Der Weg zu einer effektiven gemeinsamen euro-
päischen Sicherheitspolitik bleibt steinig. Am 18. 
Juli lehnte der britische Außenminister William 
Hague ein gemeinsames europäisches Haupt-
quartier ab. Den Vorschlag hatte die EU - Außen-
beauftragte Catherine Ashton, wie Hague Britin, 
vorgelegt. Die polnische Ratspräsidentschaft will 
sich trotz des britischen Vetos weiter für die Ein-
richtung einer gemeinsamen Kommandozentrale 
europäischer Streitkräfte einsetzen. Warschau 
wird darin von Paris und Berlin unterstützt. 

William Hague fürchtet vor allem eine Konkurrenz 
für die Nato. „Wir sind gegen diesen Vorschlag, 
weil wir denken, dass damit die Nato-Strukturen 
kopiert werden und die EU-Planungen dauerhaft 
von den Nato-Planungen abgelöst werden.“ Ein 
solches europäisches Hauptquartier werde des-
halb jetzt und in Zukunft entschieden von der 
britischen Regierung abgelehnt. 
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Ein freundliches, aber unverbindliches Lächeln – 

Britanniens Außenminister William Hague erliegt nicht 
dem Charme seines französischen Amtskollegen 

© Consilium, 2011 

Frankreichs Außenminister Alain Juppé sagte 
hingegen am Rande des Rates der Außenminister 
in Brüssel: „Für uns ist die Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik essentiell. Wir 
leben in einer gefährlichen und unvorhersehbaren 
Welt und kein einzelnes europäisches Land hat 
allein alle notwendigen Verteidigungskapazitä-
ten.“ Der gemeinsam von Briten und Franzosen 
geführte Libyen-Einsatz habe gezeigt, wie not-
wendig ein solcher Schritt sei. 
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Spitzengespräch zum sozialen Dialog 

Frank Stöhr, 1. Vorsitzender der dbb tarifunion, 
hat am 12. Juli 2011 in Berlin im Gespräch mit 
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich für 
die Sicherung einer leistungs- und wettbe-
werbsfähigen Bundesverwaltung geworben. 
Angesichts der demographischen Entwicklung 
werde die Konkurrenz mit der Privatwirtschaft 
um qualifiziertes Personal zunehmen. „Bereits 
heute zeichnen sich aufgrund des Stellenab-
baus der vergangenen Jahre personelle Engpäs-
se in der Bundesverwaltung ab“, sagte Stöhr. 
Ein weiteres wichtiges Thema war der europäi-
sche soziale Dialog der Zentralverwaltung. 

Neben der Situation der Bundesverwaltung 
standen auch europäische Themen auf der Ta-
gesordnung. Dabei lag der Fokus auf dem 
„Sektoralen sozialen Dialog“ für den Bereich der 
Zentralverwaltungen, bei dem sich Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
auf Europa-Ebene über Fragen zu den Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten austauschen. 
Frank Stöhr betonte: „Für die Zentralverwaltun-
gen haben beispielsweise Themen wie Mobili-
tät, Führung und Management sowie Zukunfts-
fähigkeit des öffentlichen Dienstes überall in 
Europa entscheidende Bedeutung.“ Es sei wich-
tig, dass die deutschen Vertreter dazu in den 
entsprechenden europäischen Gremien eine 
aktive Rolle einnehmen. „Darum ist es gut, dass 
wir mit dem Innenminister permanent im Dia-
log sind – und wir haben verabredet, dass das 
auch weiterhin so sein wird.“ 

 
Wollen auch auf europäischer Ebene gut zusammenarbeiten, 

der 1. Vorsitzende der dbb tarifunion Frank Stöhr 
und Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich 

© Bundesministerium des Innern, 2011 

 

Stöhr begrüßt Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte 

Der 1. Vorsitzende der dbb tarifunion, Frank 
Stöhr, hat ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte begrüßt, das die Mei-
nungsfreiheit der Beschäftigten stärkt. Das Ge-
richt hatte am 21. Juli entschieden, dass eine öf-
fentlich geäußerte Kritik am Arbeitgeber nicht 
grundsätzlich eine Kündigung rechtfertige. Stöhr 
dazu: „Die Zeiten, in denen Beschäftigte alle Be-
dingungen am Arbeitsplatz klaglos hinnehmen 
mussten, sind zum Glück vorbei.“ 

Gleichzeitig warnte Stöhr aber davor, das Urteil 
als Freibrief zu deuten: „Dies ist nur eine Entschei-
dung in einem sehr konkreten Fall. Grundsätzlich 
sollten die Beschäftigten versuchen, Probleme 
erst intern zu lösen, bevor sie sich öffentlich äu-
ßern. Die Betriebs- und Personalräte sowie Ge-
werkschaftsvertreter sind im Normalfall die rich-
tigen ersten Ansprechpartner für alle Fragen und 
Probleme.“ 
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DSTG-Chef Eigenthaler fordert in Brüssel EU-
Datenbank und mehr Personal im Steuervollzug 

Schätzungsweise 100 Milliarden Euro gehen den 
Finanzämtern der EU-Staaten Jahr für Jahr bei der 
Mehrwert- beziehungsweise Umsatzsteuer unter 
anderem durch so genannte Karussellgeschäfte 
verloren. Thomas Eigenthaler kennt das Problem 
nur zu gut. Vor seiner Wahl in das Amt des Bun-
desvorsitzenden der Deutschen Steuer - Gewerk-
schaft (DSTG) am 8. Juni 2011 hat der 53jährige 
als Chef eines Finanzamts die Problematik haut-
nah erlebt. Am 14. Juli sprachen Eigenthaler und 
DSTG- Bundesgeschäftsführer Rafael Zender in 
Brüssel mit den christdemokratischen Europa-
Abgeordneten Ingeborg Gräßle und Axel Voss 
über Wege zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs. Eigenthaler fordert eine EU-weite Daten-
bank und mehr Vollzugspersonal in Deutschland. 
Mit Generaldirektor Walter Deffaa, dem höchsten 
Beamten der Generaldirektion Steuern und Zoll-
union (TAXUD) der EU-Kommission, tauschte 
Eigenthaler sich über das Grünbuch Mehrwert-
steuer und andere aktuelle europäische Fragen 
der Steuerpolitik aus. 

„Bei der Umsatzsteuer gibt es ein Vollzugsprob-
lem“, sagte Thomas Eigenthaler im Gespräch mit 
den EU-Abgeordneten Ingeborg Gräßle und Axel 
Voss. Die Umsatz- oder Mehrwertsteuer sei in der 
Finanzverwaltung über Jahrzehnte wie ein Stief-
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kind behandelt worden. Es gebe in der Finanzver-
waltung ein Personalproblem. „Wenn man Be-
triebe vor Ort prüfen will, Scheingründungen 
aufdecken will, braucht man entsprechend Perso-
nal“, so Eigenthaler. Der Anreiz für die Bundeslän-
der, hier zusätzliche Ressourcen einzusetzen, sei 
nicht besonders hoch, obwohl die finanzielle Be-
deutung des Mehrwertsteuerbetrugs groß sei. 
Eigenthaler: „Das mag paradox erscheinen, ist 
aber logisch, wenn man sich den Länderfinanz-
ausgleich ansieht; wir haben da eine Passivspira-
le“. Von Mehreinnahmen, die aus aufgedeckten 
Betrugsfällen resultierten, bleibe so gut wie nichts 
bei den Nettozahler-Ländern, während die Netto-
empfänger sich ohnehin nicht anstrengen müss-
ten, da sie ja fest mit ihren Zuwendungen aus 
dem Finanzausgleich rechnen könnten. „Wer hier 
etwas verändern will, muss diese leistungshem-
mende Passivspirale durchbrechen“, betonte Ei-
genthaler. “Wer in Personal investiert, muss be-
lohnt werden“, lautet seine Forderung. 

 
v.l.n.r. DSTG-Chef Thomas Eigenthaler, EU-Generaldirektor 
Walter Deffaa, DSTG-Bundesgeschäftsführer Rafael Zender 

und Manfred Bergmann (EU-Kommission) 
© dbb, 2011 

Die EU-Abgeordneten Ingeborg Gräßle und Axel 
Voss suchen nach Wegen, insbesondere die deut-
sche Politik für das Problem des Umsatzsteuerbe-
trugs zu sensibilisieren. „Es kann doch nicht sein, 
dass sich niemand ernsthaft darum kümmert“, 
beklagte Voss. Auf die EU gerechnet 100 Milliar-
den Steuerausfälle im Jahr seien nicht hinzuneh-
men. Gräßle forderte, der Datenaustausch zwi-
schen den Steuerverwaltungen müsse beschleu-
nigt und die Anwendung des Steuerstrafrechts 
verschärft werden. „Wir brauchen eine effektive, 
grenzüberschreitende Datenbank“, so Gräßle. 
Über die damit einhergehenden Fragen des Da-
tenschutzes sei zu reden. Eigenthaler erklärte, er 

teile die Forderung nach einer solchen Datenbank, 
die über die Qualität bestehender Systeme hin-
ausgehe. Dies allein reiche jedoch nicht. „Es 
braucht neben der Datenbank auch mehr Voll-
zugspersonal für die Betriebsprüfungen“, argu-
mentierte der DSTG - Bundesvorsitzende. Die 
beiden EU-Abgeordneten zeigten sich für eine 
Stärkung der Vollzugsverwaltung aufgeschlossen. 
DSTG - Bundesgeschäftsführer Rafael Zender 
machte auch auf die sicherheitspolitische Dimen-
sion des europaweiten Mehrwertsteuerbetrugs 
aufmerksam. Der Karussellbetrug sei eine Form 
der organisierten Kriminalität. Gelder, die hier 
generiert würden, flössen teilweise sogar in den 
internationalen Terrorismus. 

 d
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Die EU-Abgeordneten Inge Gräßle und Axel Voss suchen nach 
Wegen, den Mehrwertsteuerbetrug in Europa einzudämmen 

© Europäisches Parlament, 2011 

Erstmals in seiner neuen Funktion als Bundesvor-
sitzender der DSTG besuchte Thomas Eigenthaler 
auch Walter Deffaa, den Generaldirektor von 
TAXUD. Deffaa betonte die gute Zusammenarbeit 
der EU-Kommission mit der DSTG als wichtigem 
Akteur vor Ort, deren europäische Haltung sehr 
beeindrucke. „Unser Interesse ist, engen Kontakt 
auch mit den Leuten zu haben, die für die Umset-
zung dessen zuständig sind, was in Brüssel be-
schlossen wird“, so Deffaa. Für die europäischen 
Finanzverwaltungen komme es zudem sehr auf 
einen effizienten Informationsaustausch an. „Oh-
ne gute Verwaltungszusammenarbeit kann man 
sich einen modernen Staat gar nicht mehr vorstel-
len“, betonte der Generaldirektor. Deffaa kündigte 
für das Jahresende ein neues Strategiepapier der 
Kommission zur Mehrwertsteuererhebung in 
Europa an. Weitere Gesprächsthemen waren die 
Zinsrichtlinie, die Energiebesteuerung und die 
Körperschaftsteuer. Der DSTG-Bundesvorsitzende 
Thomas Eigenthaler erklärte, er unterstütze das 
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Ziel eines einheitlichen Systems für die gemein-
same konsolidierte Körperschaftsteuerbemes-
sungsgrundlage. 

Eigenthaler machte auch die Kommission auf die 
Passivspirale aufmerksam, die die Finanzverwal-
tung im deutschen Föderalismus bei der wirksa-
men Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs 
beeinträchtige. Der DSTG-Chef regte an, Brüssel 
solle auf diesem Sektor mehr Effizienz von 
Deutschland einfordern. Außerdem solle man 
europaweit darüber nachdenken, ob es nicht An-
reize für die Steuerverwaltungen brauche, die die 
Mehrwertsteuer für andere EU-Staaten einbringe. 
Dies könne etwa in der Form geschehen, dass die 
jeweilige Gebietskörperschaft einen Teil der ein-
genommen Steuer behalte. Mehr Effizienz sei 
aber nicht zu erzielen, wenn dafür das Personal in 
der Steuerverwaltung fehle. Deffaa und Eigentha-
ler waren sich einig, insgesamt müsse es in der 
europäischen Finanzverwaltung darum gehen, die 
große Mehrheit der steuerehrlichen Bürger und 
Unternehmen soweit als möglich von Bürokratie-
lasten zu verschonen und gleichzeitig die schwar-
zen Schafe aufzuspüren. Dies setze aber zügige 
Betriebsprüfungen voraus, erklärte Eigenthaler. 
„Und dazu brauchen wir entsprechend mehr Per-
sonal im Steuervollzug.“ 

 
Liberalisierung der Bodenverkehrsdienste - 
dbb Hessen fordert Kurskorrektur von Brüssel 

„Die EU-Kommission ignoriert die sozialen Folgen 
ihres Tuns“, sagt die stellvertretende Vorsitzende 
des dbb Hessen, Ute Wiegand-Fleischhacker, über 
das geplante „Flughafenpaket“. Bald nach der 
Sommerpause will Brüssel mit diesem Maßnah-
menbündel Gesetzesinitiativen starten, die unter 
anderem eine weitere Marktöffnung der Boden-
verkehrs-, der Flughafenvorfeld- und Abferti-
gungsdienste, zur Folge hätten. Groß sind die 
Sorgen vor allem unter den Beschäftigten des 
größten deutschen Flughafens. Die Mitarbeiter 
der Bodenverkehrsdienste werden dort bisher 
nach dem Tarifvertrag Öffentlicher Dienst (TVÖD) 
bezahlt. Denn gemeinsam mit dem Land Hessen 
ist die Stadt Frankfurt am Main Eigner von 51 
Prozent der Fraport AG. „Wir erwarten, dass das 
so bleibt“, sagt Wiegand-Fleischhacker. „Lohn- 
und Sozialdumping darf es hier nicht geben, zu-
mal in diesem hochsensiblen, sicherheitsrelevan-
ten Bereich.“ 

Mit einer Änderung der Richtlinie 96/67/EG des 
Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang 
zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den 
Flughäfen der Gemeinschaft will die Kommission 
mehr Raum für Wettbewerb schaffen. „Mehr 
Wettbewerb bedeutet hier ganz konkret Lohndrü-
ckerei“, kritisiert Ute Wiegand-Fleischhacker. Die 
Kosten für die Dienste seien im Wesentlichen 
Personalkosten. Wettbewerb ohne Tarifbindung 
führe hier zu niedrigeren Löhnen und unsicheren 
Arbeitsplätzen. „Dabei sind die Kolleginnen und 
Kollegen ja auch jetzt schon nicht überbezahlt“, 
sagt die dbb-Frau und fragt: „Können wir uns 
schlechte Arbeitsbedingungen an einem Ort leis-
ten, wo es in Zeiten des internationalen Terroris-
mus massiv auf Sicherheit ankommt?“ 
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Hessens dbb Vize-Chefin 
Ute Wiegand-Fleischhacker 

© dbb hessen, 2011 

Zusammen mit der komba gewerkschaft will der 
dbb Hessen Druck auf die Politik ausüben, die 
Marktöffnung zu überdenken. „Bevor der europäi-
sche Gesetzgeber hier weitere Schritte ergreift, 
muss es Folgenabschätzungen geben“, fordert 
Wiegand-Fleischhacker. Dies betreffe sowohl die 
sozialen Folgen für die Beschäftigten als auch die 
sicherheitsrelevante Seite dieser Flughafendiens-
te. „Es muss gewährleistet sein, dass hier qualifi-
ziert gearbeitet wird, Sicherheitsstandards müs-
sen hochgehalten werden“, so die Vize-Chefin des 
dbb Hessen. Die komba gewerkschaft wird nach 
Angaben eines Sprechers Gespräche mit EU-
Abgeordneten führen, um Unterstützung im Par-
lament zu finden, das dem Flughafenpaket zu-
stimmen muss. 
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Sichere Lebensmittel gibt es nicht ohne Kontrolle 

„In Sachen Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit war der Juli ein Monat großer Worte; 
jetzt müssen Taten folgen“, sagt Bernd Niesen, 
Bundesvorsitzender der Gewerkschaft Technik 
und Naturwissenschaft im öffentlichen Dienst 
(BTB). Niesen begrüßt die am 28. Juli von der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA) vorgelegte Liste von zulässigen Angaben 
und die am 6. Juli vom EU-Parlament angenom-
mene Kennzeichnungsverordnung für Lebensmit-
tel. „Wir hätten uns allerdings noch mehr Trans-
parenz für die Verbraucher gewünscht“, so Nie-
sen. „Vor allem aber sehe ich Probleme in der 
Umsetzung auf nationaler Ebene“, warnt der BTB-
Chef. Jetzt seien die für die Lebensmittelkontrolle 
zuständigen Bundesländer am Zuge. 

Lebensmittelskandale, vergammelte oder konta-
minierte Lebensmittel lösen regelmäßig Empö-
rungswellen aus, weiß Niesen. „Dann wird auch 
kurz in den Medien über Lebensmittelkontrolle 
gesprochen.“ Ist die Gefahrenquelle gefunden 
oder versiegt, ebbt die öffentliche Aufregung 
schnell wieder ab. Bis zum nächsten Fall. „Wir 
müssen mehr für die Sicherheit von Lebensmit-
teln tun“, sagt Niesen. „Das geht aber nur, wenn 
wir bei den Behörden gut qualifiziertes Kontroll-
personal, wie Lebensmittelkontrolleure, Lebens-
mittelchemiker und Ingenieure in ausreichender 
Zahl verfügbar haben.“ Zwar könne man nicht 
jedes einzelne in den Handel gehende Lebensmit-
tel kontrollieren. Das gegenwärtige Kontrollni-
veau bezeichnet Niesen aber als unzureichend. So 
fehle es in einzelnen Ländern völlig am Know-how 
für die Kontrolle von Erhitzungsanlagen. „Die 
Länder müssen mehr für diesen wichtigen techni-
schen Dienst tun. Die Kommunen dürfen damit 
nicht allein gelassen werden; die Kontrolle von 
Lebensmittelbetrieben ist eine zentrale öffentli-
che Aufgabe“, sagt Niesen. „Die Länder sind jetzt 
am Zug, sie stehen hier in der Verantwortung.“ 

Die europaweit einheitliche Kennzeichnung für 
Lebensmittel, für die das Europäische Parlament 
den Weg im Juli freigemacht hat, begrüßt der 
BTB-Chef. So müssen Inhaltsstoffe und Herkunfts-
länder künftig genauer auf den Verpackungen 
angegeben werden. Leider seien die Bestimmun-
gen aber alles andere als lückenlos. Die Verord-
nung, die im Herbst endgültig vom Rat verab-
schiedet werden dürfte, soll frühestens nach drei 
Jahren Gültigkeit erhalten. Bis dahin entscheiden 
die EU-Staaten selbst, ob Analogkäse und Klebe-
fleisch als echter Käse und Schinken durchgehen 

dürfen. So oder so brauche es aber effektivere 
Kontrollen und Sanktionen, um die neuen Regeln 
durchzusetzen. „Wenn keiner hinguckt, wird ge-
schummelt“, so Niesen. Schwarze Schafe gebe es 
immer. Zumal der Preisdruck in der Lebensmittel-
branche enorm sei. Umso mehr komme es auf die 
Kontrolle an. „Die Menschen wissen, wie wichtig 
diese öffentliche Aufgabe ist“, sagt Niesen. Die 
Politik müsse hier genauer hinschauen. 
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BTB-Chef Bernd Niesen 
© dbb, 2011 

Dass es die Regierungen im Rat waren, die der 
neuen Lebensmittelverordnung manchen Zahn 
wie etwa die Ampel auf Lebensmitteln gezogen 
haben, findet Niesen bedauerlich. Die Ampel, die 
den Gehalt an Fett, gesättigten Fettsäuren, Zucker 
und Salz anzeigen sollte, hätte einfach zu verste-
hende Informationen geliefert, um eine ausgewo-
gene Ernährung zu erleichtern. „Ich hätte mir die 
Ampel auf den Lebensmittelverpackungen ge-
wünscht“, sagt Niesen. Dennoch bewertet er die 
Verordnung als Fortschritt. Ebenso wie die Bewer-
tungen der EFSA für das Werben mit angeblichen 
Gesundheitswirkungen von Lebensmitteln. Insbe-
sondere gesundheitsbezogene Werbung für Le-
bensmittel führt die Verbraucher oft in die Irre. Es 
sei gut, wenn diese missbräuchlich verwendeten 
Aussagen abgestellt oder zumindest einge-
schränkt würden. Beides zusammen, die künftige 
Verordnung und die EFSA-Liste, die noch in das 
europäische Recht überführt werden muss, führ-
ten trotz fortbestehender Regelungslücken zu 
einer deutlichen Verbesserung für die Verbrau-
cher. „Wir sind auf dem richtigen Weg zu mehr 
Verbraucherschutz, dürfen uns auf dem Erreich-
ten aber nicht ausruhen“, so Niesen. 
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Haushaltspläne der EU-Kommission: 
Mehr Einsatz für die Jugend Europas 

„Die Situation der jungen Menschen in Europa ist 
in den vergangen Jahren schwieriger geworden. In 
einigen Ländern macht sich Hoffnungslosigkeit 
breit“, beklagt Sandra Hennig, dbb Bundesjugend-
vorsitzende, die Auswirkungen der Krise auf die 
junge Generation. „Gerade in solchen Zeiten ist es 
ein gutes Zeichen, dass die EU-Kommission die 
Mittel für den Bereich Jugend erhöhen will“, kom-
mentierte Hennig am 16. August 2011 die aktuel-
len Haushaltpläne. Allerdings gehe die Kommissi-
on nicht weit genug. „Die Kommission setzt auf 
altbewährte Mittel. Für die Zukunft Europas ist 
aber mehr Innovation, mehr Mut gefragt, wir müs-
sen neue Wege beschreiten!“ 

Mitte Juli hatte die EU-Kommission angekündigt, 
die Investitionen zur Förderung der Beschäftigung 
zu erhöhen. Mehr junge Menschen sollen Stipendi-
en für Studienaufenthalte im Ausland erhalten. 
Von jetzt 400.000 soll die Zahl auf 800.000 pro Jahr 
gesteigert werden. Die Kommissarin für Bildung 
und Jugend Androulla Vassiliou bekräftigte die 
Absicht der Kommission, der jungen Generation 
bessere Startbedingungen zu ermöglichen. „Wir 
möchten, dass mehr Menschen die Möglichkeit 
nutzen, in anderen Ländern zu studieren, zu arbei-
ten oder Freiwilligendienste zu leisten, da solche 
Erfahrungen für die Entwicklung ihrer Kompeten-
zen und für ihre Beschäftigungsaussichten von 
unschätzbarem Wert sind.“ Insgesamt sollen die 
Investitionen um 73 Prozent steigen. 

 
Kommissarin Androulla Vassiliou, hier mit dem deutschen 

Kulturstaatsminister Bernd Neumann 
© Europäische Kommission, 2011 

Sandra Hennig begrüßt die neue Initiative der Eu-
ropäischen Kommission. „Europa rückt immer 
enger zusammen. Es ist wichtig, dass junge Men-
schen schon sehr früh Erfahrungen im Umgang mit 
anderen Europäern sammeln.“ Dennoch beklagt sie 
insgesamt ein zu geringes Interesse für die Proble-

me der Jugend in Europa. „Viele Jugendliche erle-
ben die Perspektivlosigkeit schon während ihrer 
Schulzeit. Schon hier müssen aber klare Alternati-
ven her. Das Problem darf nicht ignoriert werden“, 
so Hennig. Viel früher müsse gefördert und gefor-
dert werden damit bei jungen Menschen gar nicht 
erst das Gefühl von Hoffnungslosigkeit aufkomme. 
Dieser Aspekt werde aber sowohl in der Politik der 
Europäischen Kommission als auch in den einzel-
nen Mitgliedstaaten noch viel zu wenig beachtet. 

In einigen EU-Mitgliedsländern habe die schwierige 
Situation aber auch zu erfreulichen Reaktionen 
geführt, so Hennig. „Ich war beispielsweise beein-
druckt von hunderttausenden jungen Spanierinnen 
und Spaniern, die für ihre Zukunft friedlich auf die 
Straße gegangen sind. Sie fordern lautstark, dass 
man sie anhört.“ Die spanischen Jugendlichen 
seien ein Vorbild für friedliche Protestkultur. 
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Will mehr Europa, Sandra Hennig, 
Bundesvorsitzende der dbb jugend 

© dbb, 2011 

Sandra Hennig wünscht sich mehr Diskussionen 
über Europas Zukunft, in die auch Jugendliche und 
junge Erwachsene einbezogen werden sollen. „Die 
Jugend Europas steht vor neuen Herausforderun-
gen, die sich der Generation vor ihr noch nicht 
gestellt haben. Wir haben unsere eigenen Antwor-
ten und müssen uns auch trauen, neue Wege zu 
gehen“. Dazu müsse der Jugend aber auch das 
richtige Werkzeug in die Hand gegeben werden. „In 
der Ausbildung muss viel mehr Wert auf europäi-
sche Inhalte gelegt werden, die Sprachkompetenz 
vor allem in Englisch muss noch stärker gefördert 
werden“, fordert Hennig. So könne das Verständnis 
für europäische Belange verbessert werden. 
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Heesen zur EU-Schuldenkrise 

Peter Heesen, dbb Bundesvorsitzender und 
Präsident der Europäischen Union der Unab-
hängigen Gewerkschaften CESI, zeigt sich über-
zeugt, dass die Euro-Schuldenkrise überwunden 
werden kann. Voraussetzung sei ein enges Zu-
sammenstehen der Europäer. Es brauche jetzt 
Mut, aber auch Weitsicht. Heesen warnt vor 
übereilten Privatisierungen und Kürzungen in 
den öffentlichen Diensten der EU-
Mitgliedstaaten. „Hier hat es bereits viele, zu 
viele Opfer gegeben. Gerade in wirtschaftlich 
schweren Zeiten sind funktionierende öffentli-
che Dienste überlebensnotwendig.“ 

Die wirtschaftlichen Erschütterungen seien bis 
tief in die europäischen Gesellschaften zu spü-
ren. Die Menschen seien auf die eine oder ande-
re Art direkt von der Krise betroffen, verweist 
der dbb-Chef auf die Auswirkungen der Finanz- 
und Wirtschaftskrise. Viele Staaten hätten trotz 
starker gesellschaftlicher Proteste erhebliche 
Kürzungen in den Sozialsystemen und im öf-
fentlichen Dienst beschlossen. Besonders beun-
ruhigend sei die schwierige Lage der Jugend in 
Europa. „Die wirtschaftliche Unsicherheit er-
reicht mittlerweile auch die Mittelschicht. Viele 
Menschen verlieren sicher geglaubte Perspekti-
ven und das Vertrauen in die Politik“, beklagt 
Heesen die aktuelle Situation in vielen Ländern 
Europas. 

 
Peter Heesen fordert mehr Parlamentsbeteiligung in Europa 

© dbb, 2011 

„Der Europäische Rat oder eine daraus hervor-
gehende, wie auch immer geartete Wirtschafts-
regierung allein werden die Probleme auch 
nicht lösen können“, so der dbb-Chef. Heesen 
setzt in der Krise auf eine größere Rolle des 
Europäischen Parlaments und eine stärkere 
Zusammenarbeit Straßburgs mit den nationa-

len Parlamenten: „Die jetzt anstehenden politi-
schen Entscheidungen sind von großem Ge-
wicht. Sie bedürfen der demokratischen Legiti-
mation.“ Die EU-Parlamentarier, die bei der 
überwiegenden Zahl der Gesetzgebungsverfah-
ren beteiligt werden müssten, entwickelten ein 
neues Selbstvertrauen, das sich mehr und mehr 
in einem starken Willen zur Mitgestaltung und 
zur öffentlichen Einflussnahme widerspiegle. 
„Es freut mich, dass die Europaparlamentarier 
sich ihrer neuen Verantwortung stellen. Europa 
braucht Öffentlichkeit und ein Parlament, in 
dem offen und kontrovers diskutiert wird.“ 

Anders als in der Vergangenheit, als der Natio-
nalstaat immer als letzte Instanz wahrgenom-
men wurde, erwarte heute eine große Mehrheit 
von der europäischen Politik, dass Lösungen 
vorgeschlagen und umgesetzt werden. Europa 
sei durch die Krise noch enger zusammenge-
rückt, auch wenn die schwierige Suche nach 
Lösungen den Eindruck des Auseinanderdriftens 
erzeuge. „Die kommenden Jahre werden zeigen, 
ob diese neue Wahrnehmung der Europäischen 
Union sich auch ins Positive wenden lässt und 
sich durch mehr Teilhabe am politischen Ta-
gesgeschehen zu einer Normalität entwickelt“, 
so Heesen. Der weitere Verlauf der Krise werde 
dabei eine entscheidende Rolle spielen. 
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Lühmann ruft zum Umdenken auf 

„Wir müssen schnell handeln, damit wir die 
Entwicklung zumindest verlangsamen kön-
nen“, fordert Kirsten Lühmann mit Blick auf die 
neuen Zahlen des Statistischen Bundesamtes. 
Laut dem Mikrozensus 2010 leben in Deutsch-
land verglichen mit der Europäischen Union 
anteilig die wenigsten jungen Menschen unter 
18 Jahren. „Wir müssen uns noch mehr um 
strukturelle Probleme kümmern: mehr Kinder-
betreuung, mehr Familienfreundlichkeit“, so 
die stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 
und Vorsitzende des CESI Frauenrechtsaus-
schusses FEMM. „Die falschen Entscheidungen 
der Vergangenheit holen uns nun mit voller 
Wucht ein“, klagt Lühmann. 

„In Europa gibt es viele gute Modelle, an denen 
sich Deutschland orientieren sollte. Wir müssen 
das Rad nicht neu erfinden“, so die FEMM-
Präsidentin. „Andere Länder wie Frankreich 
oder Schweden setzen schon seit langem auf 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
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Beruf. Das hat zu einem generellen Umdenken 
in der Gesellschaft geführt“, so Lühmann. Den-
noch sei Europa als Ganzes von Überalterung 
bedroht und alle Regierungen müssten sich 
dieser Herausforderung entschlossener stellen. 
Den Bedürfnissen einer zunehmend alternden 
Bevölkerung müsse stärker Rechnung getragen 
werden, sowohl bei den Bedingungen am Ar-
beitsplatz als auch bei der gesellschaftlichen 
Teilhabe. Der demographische Wandel gehe 
zwar langsam voran, sei aber ab einem gewis-
sen Punkt nicht mehr aufzuhalten. Allein in den 
letzten zehn Jahren ist laut Statistischem Bun-
desamt die Zahl Minderjähriger in Deutschland 
von gut 15 Millionen auf etwa 13 Millionen 
gesunken. In keinem anderen europäischen 
Land hat sich die Entwicklung derart drama-
tisch zugespitzt. 

 
Kirsten Lühmann setzt auf ein Umdenken in der Gesellschaft 

© Kirsten Lühmann MdB, 2011 

„Solange Frauen weiterhin gezwungen sind, 
zwischen den Optionen ‚Karriere aber Raben-
mutter‘ oder ‚Hausfrau und treusorgende Mut-
ter‘ zu wählen, wird sich nichts ändern“, mahnt 
Lühmann an. Auch führe die weitverbreitete 
Teilzeitarbeit unter alleinerziehenden Müttern 
dazu, dass viele Kinder von Armut gefährdet 
seien. „Kinderbetreuung ist eine Aufgabe für 
Vater und Mutter. Dies haben noch zu wenige 
Männer begriffen!“ Deshalb sei es wichtig, dass 
die Politik einerseits für mehr Betreuungsmög-
lichkeiten sorge, andererseits aber auch Anreize 
für Männer schaffe, sich mehr um die Erziehung 
der gemeinsamen Kinder zu bemühen. 
„Deutschland und Europa stehen vor großen 
Herausforderungen, ein Umdenken der ganzen 
Gesellschaft ist dringend notwendig“, so Lüh-
mann. 

 

Dziatkowiak fordert mehr Einsatz für Bildung 

Jugendarbeitslosigkeit in Europa hat viele Ursa-
chen. „Fest steht aber: ohne eine solide Bildung 
sind alle anderen Bemühungen vermutlich aus-
sichtslos. Europas wichtigster Rohstoff ist Wis-
sen“, so Damian Dziatkowiak, Mitglied im Bil-
dungsausschuss EDUC der CESI und Lehrer an 
einer polnischen Oberschule in Bydgoszcz. Dziat-
kowiak ist stolz auf die Jugend seines Landes die 
zuversichtlich in die Zukunft blicke. „Polen erlebt 
einen unvergleichlichen Aufschwung. Das ver-
danken wir nicht zuletzt unserer Jugend, die ihre 
Zukunft selbst in die Hand nimmt.“ 

Das EDUC-Mitglied Dziatkowiak fordert verstärkte 
Anstrengungen der Mitgliedstaaten gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit, aber auch mehr Bemühun-
gen der Europäischen Union. „Die Aktionen im 
Bereich Mobilität für junge Menschen und die 
Fördermaßnahmen zur Beschäftigungssteigerung 
müssen deutlich besser vernetzt werden“, fordert 
Dziatkowiak mit Blick auf die Strategie Europa 
2020 und die bisherigen Pläne für den EU-
Haushalt von 2014 bis 2020. „Europa bleibt weit 
hinter seinen Möglichkeiten zurück. Wir nutzen 
unsere Potenziale nicht ausreichend“, so der 
Oberschullehrer. „Europa steht im globalen Wett-
bewerb mit neuen Märkten. Wir müssen dafür 
sorgen, dass unsere europäische Tradition aus 
sozialer Gerechtigkeit und Chancengleichheit 
nicht verloren geht. Dafür bedarf es guter Bildung 
und mehr europäischer Zusammenarbeit!“ 
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Überall in Europa gehen junge Menschen auf die 
Straße um für eine bessere Zukunft zu protestie-
ren. Die Jugendarbeitslosigkeit hat in einigen 
Staaten bedenkliche Höhen erreicht. „Die Regie-
rungen in den EU-Mitgliedstaaten haben in der 
Vergangenheit zu wenig in Bildung investiert und 
teilweise ihren Aufschwung auf Sand gebaut“, so 
Dziatkowiak. Dies räche sich nun. „Nur eine gut 
ausgebildete Jugend unterstützt durch arbeits-
freundliche politische Strategien kann ihre Chan-
ce im eigenen Land, aber auch europaweit ergrei-
fen und zur besseren Zukunft Europas effektiv 
beitragen. Europa steckt voller Möglichkeiten.“ 
Die jungen Menschen müssten in die Lage ver-
setzt werden, die europäische Mobilität für sich zu 
nutzen. Auch die polnische Ratspräsidentschaft, 
die im zweiten Halbjahr 2011 die Geschicke der 
EU leitet, will sich diesem Thema verstärkt an-
nehmen und setzt vor allem auf eine stärkere 
Vernetzung der Jugend in Europa. 
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Mehr Informationen für Bürger 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) verpflich-
tet die Europäische Kommission zu mehr 
Offenheit gegenüber den europäischen Bür-
gern. Zukünftig dürfe die Bitte um Einsicht in 
ein Dokument nicht mehr mit der pauschalen 
Erklärung abgelehnt werden, die Veröffentli-
chung könne „den Entscheidungsprozess des 
Organs und den Schutz der Rechtsberatung 
ernstlich gefährden“. Wenn die Einsicht nicht 
gewährt wird, muss künftig eine ausführliche 
Erläuterung gegeben werden. Die Richter bestä-
tigen damit ihre grundsätzliche Linie, dass die 
Europäischen Institutionen möglichst bürger-
nah und transparent agieren sollen. Die Ent-
scheidung hat auch noch einen umweltpoliti-
schen Aspekt, da es im verhandelten Fall um die 
Offenlegung von Standorten von Mobilfunkba-
sisstationen ging. Diese Informationen seien 
nicht sicherheitsrelevant und müssten den Ver-
brauchern zugänglich gemacht werden. 

 
Irgendwann endet der Urlaub, findet der EuGH 

© Pankraz - Fotolia.com 

Kein unbegrenzter Urlaubsanspruch? 

Der EuGH hat in der Vergangenheit bereits das 
deutsche Urlaubsrecht zu einer Revision ge-
zwungen, als er vor zwei Jahren entschied, dass 
der Urlaubsanspruch von Arbeitnehmern wäh-
rend krankheitsbedingter Abwesenheit faktisch 
unbegrenzt bestehen bleibt. Nach der Rückkehr 
zur Arbeit, auch nach mehrjähriger Abwesen-
heit, kann der Urlaub voll genommen werden 
oder muss ausbezahlt werden. In einem aktuel-
len Fall erscheint aber eine erneute Revision 
dieser Regelung möglich. In ihrem 
Schlussantrag spricht sich die zuständige Gene-
ralanwältin dafür aus, den Urlaubsanspruch 

bloß für die ersten 18 Monate einer krankheits-
bedingten Abwesenheit zu gewähren und da-
nach auszusetzen. In einer Mehrheit der Fälle 
folgen die Richter den Anträgen der General-
anwälte. 

Auskunft über Mitbewerber? 

Hat ein abgelehnter Bewerber das Recht, In-
formationen vom Arbeitgeber über seine Mit-
bewerber im Bewerbungsverfahren zu erhal-
ten? Darf also erfragt werden, ob und wer ein-
gestellt wurde und aufgrund welcher Qualifika-
tionen? Diese Frage wird derzeit vor dem EuGH 
geklärt. Einen möglichen Hinweis auf die Rich-
tung der Rechtsprechung bietet aber ein ande-
res Urteil, das eine entsprechende Auskunfts-
pflicht für Universitäten verneint, die einen 
Studienbewerber bei einer begrenzten Anzahl 
von Studienplätzen abgelehnt haben. Auch hier 
müssen über die Mitbewerber keinerlei Infor-
mationen preisgegeben werden. 

Sieg für den Urheberrechtsschutz 

Betreiber von Internetverkaufsplattformen 
werden künftig stärker für Urheberrechtsver-
letzungen ihrer Nutzer in die Haftung genom-
men. Die Richter des EuGH urteilten, dass die 
Betreiber viel früher als bislang für ein Verge-
hen mitverantwortlich gemacht werden könn-
ten. Dies sei zum Beispiel schon dann der Fall, 
wenn mit entsprechenden Anzeigen im Netz die 
eigene Seite beworben werde. Die Verantwor-
tung setzt also in dem Moment ein, in dem der 
Betreiber theoretisch über die Urheberrechts-
verletzung Bescheid wissen kann, also sobald 
von der eignen Seite auf die Daten zugegriffen 
wurde. 

Konjakki ist kein Cognac 

Auch bereits eingetragene Marken müssen 
wieder aus dem Markenregister gelöscht wer-
den, wenn sie gegen Europarecht verstoßen. 
Einige Markennamen haben einen eindeutigen 
Bezug zu ihrer Herkunft. So steht Cognac un-
strittig für einen auf bestimmte Weise herge-
stellten französischen Branntwein. Finnische 
Behörden hatten einer in Finnland hergestellten 
Spirituose unter dem Namen Konjakki, der fin-
nischen Übersetzung von Cognac, aber die 
Markteinführung unter besagtem Namen ge-
stattet. Dies musste nun rückgängig gemacht 
werden. 
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http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010CJ0071:DE:HTML
http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2011-07/cp110068de.pdf
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010CJ0104:DE:HTML
http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-324/09
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010CJ0004:DE:HTML
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Gefangen in Kafkas Schloss? 
Deutschland und die Suche nach Europa 

von Ulrike Guérot 

Deutschland ist ins Gerede gekommen – zumin-
dest die deutsche Europapolitik. Während 
Deutschland bisher zuverlässig als Motor der 
europäischen Integration fungierte, scheint es 
diese tragende Aufgabe nicht mehr wahrnehmen 
zu wollen. Deutschland wagt immer öfter den 
Alleingang – siehe Libyen - und wächst vor allem 
ökonomisch aus Europa heraus. Mit Blick auf 
Europa und besonders den Euro erscheint 
Deutschland zunehmend strategielos. Wie K. in 
Kafka’s Das Schloss irrt Deutschland umher, ver-
sucht, sich dem Schloss zu nähern – und findet 
trotzdem nicht (oder nicht mehr) hinein! Auch in 
der deutschen Bevölkerung – und vor allem bei 
den Eliten – ist derzeit ein eigentümlicher Stim-
mungswandel mit Blick auf die europäische In-
tegration spürbar. Dies wird im europäischen 
Ausland mit Sorge verfolgt. Welches Europa will 
Deutschland noch? Das Land der europäischen 
Mitte und das Land, das letztlich durch Europa 
befriedet wurde, braucht dringend eine neue 
Europastrategie. 

Requiem auf die Bundesrepublik – 
Europa zwischen Bonn und Berlin 

Die alte und neue Bundesrepublik unterscheiden 
sich gravierend voneinander. Die Bonner Republik 
gründete auf rheinischem Kapitalismus und sozia-
ler Marktwirtschaft. Sie war ein konsensbasiertes 
politisches System mit starken Gewerkschaften, 
relativ gleichmäßig verteiltem Einkommen, der 
Möglichkeit sozialen Aufstiegs, guten öffentlichen 
Schulen und einem öffentlichen Gesundheitssys-
tem, welches allen offenstand. 

Die Berliner Republik hingegen ist zugleich älter 
und ärmer und mit mehr sozialen Problemen und 
Spaltungen konfrontiert als zuvor. Sie hat Angst 
vor Immigration, liegt in Fragen der Gleichstellung 
und der Kinderbetreuung hinter vielen OECD-
Ländern zurück und ihr Bildungssystem ist in ho-
hem Maße defizitär. Die versprochenen „blühen-
den Landschaften“  im Osten sind nicht zu voller 
Blüte gelangt und selbst in den alten Bundeslän-
dern sind viele Regionen und Städte nahezu insol-
vent. Die deutsche Mittelschicht, die die europäi-
sche Integration politisch maßgeblich getragen 
hat, bricht weg. Auch hat sich über Berlin im Zuge 
der Wiedervereinigung ein neu empfundenes, 
nationales Bewusstsein gelegt, das Deutschland 

zunehmend ‚autistisch‘ dafür macht, wie sein 
Verhalten auf die europäischen Nachbarstaaten 
wirkt. Was auf der einen Seite durch Lena und den 
Fußball in Deutschlandfahnen ausgelebt wird, 
findet seinen ökonomischen oder juristischen 
Widerhall in dem, was ausländische Beobachter 
als ‚deutschen Wirtschaftsnationalismus‘ oder 
‚Verfassungsnationalismus‘ bezeichnen, zum 
Beispiel in der jüngeren Debatte um die Handels-
bilanz-Ungleichgewichte innerhalb der EU oder 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Lissabonner Vertrag. 
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Ulrike Guérot ist promovierte Politikwissenschaftlerin und leitet 
das Berliner Büro des European Council on Foreign Relations 
(ECFR), einer renommierten europapolitischen Denkfabrik. 

© ECFR, 2011 

Ferner beeinflusst der Generationenwechsel die 
deutsche Haltung zu Europa. Die „Generation 
1989“ – jene, deren politische Sozialisierung nach 
dem Fall der Mauer stattfand – hat eine vollkom-
men andere Einstellung zur EU als die der Bonner 
Republik. Von den 620 Mitgliedern des Bundesta-
ges waren lediglich 38 bereits vor 1989 im Parla-
ment. Allein 192 Neulinge kamen durch die letzte 
Wahl 2009 hinzu. Manche jungen Parlamentarier 
im Bundestag geben unumwunden zu, dass sie 
nicht wissen „wohin es mit Europa gehen soll“. 
Die alten Parameter deutscher Außenpolitik, 
transatlantische Beziehungen und europäische 
Integration, sind jedenfalls im politischen Diskurs 
verschollen. 

Schließlich hat sich Deutschlands Handelsdyna-
mik vom europäischen Binnenmarkt weg hin zu 
den sogenannten BRIC-Staaten (Brasilien, Russ-
land, Indien, China) verlagert. Die deutschen Ex-
porte nach China wuchsen beispielsweise in den 
18 Monaten von Anfang 2009 bis Mitte 2010 um 
über 70 Prozent. Es ist vor allem diese Handelsdy-
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namik, die das deutsche politische Interesse von 
Europa wegverlagert und zugleich die vermeintli-
chen Kosten für ebendieses Europa angesichts der 
augenblicklichen Euro-Krise so unverhältnismäßig 
hoch erscheinen lässt. 

 
Deutschland mangelt es an einer strategischen Vision 

© Butch - Fotolia.com 

Als Konsequenz all dieser vielschichtigen Verände-
rungen seit der deutschen Vereinigung ist Euro-
paskepsis in der Bundesrepublik politisch salonfä-
hig geworden, wenn nicht sogar schick und frisst 
sich seither auch über eine – teilweise zurecht - 
über ‚Brüssel‘ frustrierte Ministerialbürokratie in 
die deutsche Europapolitik. Die Euro-Krise scheint 
der berühmte Tropfen gewesen zu sein, der das 
Fass zum Überlaufen gebracht hat, nachdem die 
EU seit ihrer Erweiterung an Charme und Akzep-
tanz verloren hat. Aktuelle Umfragen zeigen, dass 
63 Prozent der Deutschen wenig oder kein Ver-
trauen mehr in die EU haben. Für 53 Prozent der 
Deutschen ist Europa nicht mehr die Zukunft. 

Deutschland mangelt es an Ambitionen und einer 
strategischen Vision für Europa. Es scheint zu 
denken, es könne gleichsam eine größere Version 
der Schweiz werden und aus „Handel ohne Poli-
tik“ eine außenpolitische Maxime machen. Kon-
sequenterweise wird die deutsche Europapolitik 
von außen als provinziell und selbstbezogen 
wahrgenommen. In Deutschland selbst indes wird 
Europa zunehmend als Problem und nicht etwa 
als Lösung gesehen. Eine neue Generation deut-
scher Politiker und Beamter berechnet die ‚Kos-
ten‘ Europas nur noch mit dem Rechenschieber. 
Diese Art der Berechnung ignoriert die deutsche 
Geschichte und den Wert Europas, der sich daraus 
ergibt: Die europäische Integration war immer 
zuvorderst ein politisches Projekt für das Land in 

der Mitte Europas, das am meisten auf gute Be-
ziehungen zu allen Nachbarstaaten angewiesen 
ist und davon profitiert. 

Gerade darum hatte die Bundesrepublik nach 
1949 eine quasi-symbiotische Beziehung zu Euro-
pa. Diese Symbiose beruhte auf der deutschen 
Nachkriegsgeschichte und dem Kalten Krieg. Sie 
war zugleich Voraussetzung für die „Normalität“ 
der europäischen Integration. Kein anderer großer 
EU-Staat war so pro-europäisch wie Deutschland. 
Mithin ist seit 1989 die „deutsche Normalität“ die 
größte Herausforderung für die europäische In-
tegration – und die aktuellen deutschen Forde-
rungen in der Euro-Debatte (Stabilitätspolitik, 
Schuldenbremse, Austerität) sind in ihrer ökono-
mischen Tragweite gleichsam ein Nachhall eben 
jener historischen Frage nach einem europäischen 
Deutschland oder einem deutschen Europa. 

Die neue deutsche ‚Unionsmethode‘ 

Bisher zeichnete sich die deutsche Europapolitik 
aus durch enge Kooperation mit Frankreich, Un-
terstützung der kleineren EU-Mitgliedstaaten, 
Stärkung der EU-Kommission und des Parlaments 
sowie die Bereitschaft, für europäische Kompro-
misse zu zahlen. Im Grunde hat Deutschland bis 
1989 Macht in Europa gekauft. Heute aber, 20 
Jahre nach der Vereinigung, verhandelt das Land 
jeden dieser vier Pfeiler seiner Beziehungen zur EU 
neu. Erstens hat Deutschland mit der Gemein-
schaftsmethode gebrochen, Frau Merkel die „Uni-
onsmethode“ verkündet und damit die Kommis-
sion entmachtet. Zweitens hat sich die Machtba-
lance des einstigen deutsch-französischen Tan-
dems eindeutig zugunsten Deutschlands ver-
schoben. Jene Symmetrie eines ökonomisch star-
ken Deutschlands mit einem politisch starken 
Frankeich ist vorbei; Frankreich hat politisch wie 
ökonomisch den Wettlauf mit Deutschland verlo-
ren. Heute sitzt Frankreich bestenfalls im deut-
schen Soziussitz, um sein Triple AAA zu verteidi-
gen und das tut dem Tandem nicht gut. 
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Drittens ist Deutschland immer weniger um die 
kleinen Länder bemüht – auch eine Folge der 
Geringschätzung der Kommission, die immer die 
Interessen der kleineren Länder vertreten hat. 
Dies ist auch auf den relativen Machtzuwachs des 
Kanzleramts gegenüber dem Auswärtigen Amt in 
der Europapolitik zurückzuführen. Europa ist 
Kanzlersache geworden. Viertens ist Deutschland 
immer weniger gewillt, mehr für Europa zu zahlen 
als andere Mitgliedsländer und verteidigt seine 
nationalen Interessen. 
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Eurokrise als Auslöser 

Spätestens seit den Verhandlungen über den 
europäischen Rettungsschirm ist offensichtlich, 
dass Berlin für die Übernahme eines überpropor-
tional großen Anteils bei der Eurorettung – wie im 
Falle Griechenlands und Irlands geschehen – auch 
ein größeres formales Mitspracherecht verlangt. 
Ökonomisch gesprochen „regiert“ Deutschland in 
Europa. Der akuteste Ausdruck dieser Zeitenwen-
de findet sich in der aktuellen (komplexen) Dis-
kussion über die Einführung von Eurobonds und 
damit einer Vergemeinschaftung der Staatsschul-
den, der Deutschland (zu Recht) noch nicht nach-
geben kann und will (wenn überhaupt!), ohne de 
facto Zugriffsrecht auf die Ausgabenstruktur der 
Haushalte der Nachbarstaaten zu erhalten. Letz-
teres aber würde den derzeitigen demokratischen 
Legitimitätsrahmen der EU sprengen und wäre 
ohne Vertragsreform nicht machbar. Gleichzeitig 
weiß Deutschland, dass Drohungen, den Euro 
notfalls zu verlassen, ebenso leer sind, wie dieje-
nigen, andere Länder herauszuschmeißen. 

 
Eine neue Zeitrechnung in Europa? 

© Butch - Fotolia.com 

So tastet Deutschland sich langsam an die Wahr-
heit heran, dass die ‚no-bail-out‘-Klausel im 
Maastrichter Vertrag von Anfang an eine Lebens-
lüge war, dass eine Währungsunion ohne irgend-
eine Form der fiskalischen Einheit nicht funktio-
nieren kann und dass dies in letzter Konsequenz 
das Prinzip der nationalen Haushaltsouveränität 
in Europa sprengen muss. Aus diesem deutschen 
amor fati mit Blick auf Europa müsste jetzt kluge 
Politik generiert werden, klar nach vorne gedacht: 
Eurobonds, Durchbruch des Prinzips der nationa-
len Haushaltssouveränität und eine entsprechen-
de, neue demokratische Legitimation auf der eu-

ropäische Ebene. Doch stattdessen gibt es nur 
Zaudern! 
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Die Revision der Nachkriegsordnung 

Mit der europäischen schwindet die transatlanti-
sche Bindung. Die deutsche Enthaltung bei der 
Libyen-Resolution 1973 des UN-Sicherheitsrates 
ist der letzte Beweis dafür, dass die Bundesrepub-
lik ihre bisher durch die Jalta-Ordnung definierte 
außenpolitische Rolle in regionalen und globalen 
Fragen derzeit neu austariert. Berlins Entschei-
dung, sich auf die Seite Brasiliens, Russlands, Indi-
ens und Chinas zu stellen, wirft die Frage auf, ob 
Deutschland sich – wie die BRICs – auf eine 
„blockfreie Außenpolitik“ zubewegt oder mit gan-
zem Herzen und ganzer Kraft in die Entwicklung 
einer Gemeinsamen Europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) zu investieren bereit ist. 
Deutschland befindet sich in einem kompletten 
strategischen Vakuum und dies schadet nicht nur 
Europa. Deutschlands neue, unabhängige, „neo-
merkantilistische“ Außenpolitik spiegelt Verände-
rungen in der Definition seiner nationalen Inte-
ressen wider, hervorgerufen durch die wirtschaft-
lichen Veränderungen der letzten Dekade. Für 
Deutschland ist Europa noch immer sehr wichtig, 
aber die EU wird zunehmend als langsam, kompli-
ziert und kostspielig angesehen. Einige zumindest 
denken, noch hinter vorgehaltener Hand, dass 
Deutschland „andere“ Optionen hat als Europa. 
Die Frage ist daher jetzt, ob sich Deutschland mit 
oder ohne Europa einen Platz auf der Weltbühne 
verschaffen will, und wenn ja, welchen. 

Dieser Beitrag basiert in gekürzter und aktualisierter Fassung auf 
dem gemeinsam mit Mark Leonard verfassten englischsprachi-
gen Policy Brief „The New German Question: How Europe can get 
the Germany it needs“, Weiterführende Literatur gibt es auf den 
Internetseiten des ECFR 

 
 Termine 

 07.09.2011 Ausschuss für die Angelegenheiten der 
EU (öffentlich), Deutscher Bundestag 

 08.09.2011 EU-Briefing zur polnischen Ratspräsi-
dentschaft, Europäisches Haus Berlin, 
8.30 Uhr 

 12.-15.09.2011 Plenum Europäisches Parlament, 
Straßburg 

 13.09.2011 EWSA im Fokus, Europäisches Haus 
Berlin, 11.00 Uhr 

 12.09.2011 10. Weimarer Erfurter Europagespräch, 
„20 Jahre Weimarer Dreieck“, 
KAS/Polnisches Institut, Weimar 

http://ecfr.eu/content/berlin
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Gespräch mit Mareike Kleine, London School of Economics (LSE) 
 

  

Alle Bilder © LSE, 2011 

Mareike Kleine ist eine junge deutsche Politikwis-
senschaftlerin, die sich auf den Weg einer aka-
demischen Laufbahn in Großbritannien und den 
USA gemacht hat. Nach langen Forschungsauf-
enthalten in Princeton (USA) und Brüssel promo-
vierte sie 2009 an der Freien Universität Berlin. 
Seitdem ist sie als Dozentin am Europäischen In-
stitut der renommierten London School of Eco-
nomics tätig. Zum Wintersemester geht sie für 
ein akademisches Jahr in die USA an die Harvard 
University, um dort weiter zu Fragen der europä-
ischen Integration in einem globalen Zusam-
menhang zu forschen. In ihrer in englischer 
Sprache verfassten, mehrfach ausgezeichneten 
Promotion untersucht Kleine das Gewicht infor-
meller  Entscheidungsprozesse  zwischen  den eu- 

ropäischen Regierungen. Im Gespräch mit den dbb europathemen gibt Sie Einblick in ihre persönliche Sicht 
der aktuellen Europakrise. 
 

Europathemen: Ob in Princeton oder London, die 
EU steht im Fokus Ihres Forscherinteresses. Was 
fasziniert Sie so an Europa? 

Kleine: Meine Faszination für Europa ist sowohl 
akademisch als auch persönlich begründet. Zwi-
schenstaatliche Kooperation ist sehr schwierig 
herzustellen, langfristig aufrechtzuerhalten und 
dann auch noch fair und legitim auszugestalten. 
Im historischen und im internationalen Vergleich 
stellt die Europäische Union eine der tiefsten und 
bisher stabilsten demokratischen Formen zwi-
schenstaatlicher Kooperation dar. Das ist aus 
wissenschaftlicher Sicht unglaublich faszinierend 
und spannend zu erforschen. 

Mein persönliches Interesse ist vor allem familiär 
bedingt. Sogar in meiner Generation waren Fami-
lientreffen noch oft von Geschichten über den 
Zweiten Weltkrieg geprägt, Geschichten von Ver-
wandten, die im Krieg gestorben sind oder Leuten, 
die Hab und Gut verloren haben. Ich bin daher in 
der Überzeugung aufgewachsen, dass Frieden ein 
ganz hohes und zerbrechliches Gut ist, das es zu 
bewahren gilt. Das europäische Einigungswerk 
hat Institutionen geschaffen, die es heutzutage 
erlauben, zwischenstaatliche Konflikte friedlich 
auszutragen. Außerdem hat die EU maßgeblich 
dazu beigetragen, dass die demokratische und 
wirtschaftliche Transformation der mittel- und 
osteuropäischen Länder nach dem Fall der Mauer 
unblutig verlaufen ist. Nicht zuletzt dank der Eu-
ropäischen Union erleben wir zumindest in West-
europa die längste ununterbrochene Friedenspe-

riode aller Zeiten. Diese Aspekte faszinieren mich 
ganz besonders an Europa. 
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Europathemen: Sie sagen, die EU war bisher stabil. 
Wie empfinden Sie die Abgesänge auf die Wäh-
rungsunion? Wie gefährlich ist die Euro - Schulden-
krise für das europäische Einigungswerk? 

Kleine: Sehr gefährlich. Die Schuldenkrise ist die 
absolut größte Krise in der Geschichte der Europä-
ischen Union. Sie hat den Status quo untragbar 
gemacht und zwingt die EU und ihre Mitglied-
staaten zu tiefgreifenden Reformen auf der euro-
päischen und vor allem nationalen Ebene. Die 
Frage ist, inwiefern die EU als Ganzes diesem 
Druck Stand halten kann. 

Zwar halte ich Ängste, dass die Europäische Union 
als Ganzes an der Schuldenkrise zerbrechen wird, 
für stark übertrieben. Denn letztlich ist der Kern 
der Europäischen Integration der Binnenmarkt, 
nicht der Euro. Und diesen selbst ohne eine ge-
meinsame Währung aufrecht zu erhalten, wird 
weiterhin ausnahmslos im Interesse aller Mit-
gliedstaaten bleiben. Auch macht die Währungs-
union für einige Staaten durchaus Sinn. Ich halte 
daher zurzeit ein Szenario für wahrscheinlich, in 
dem einer oder mehrere der Krisenstaaten wie 
Griechenland, Spanien oder Portugal aus der Eu-
rozone austreten, um ihre Schuldenlast erträgli-
cher zu machen. In den verbleibenden Staaten 
wird man dann vermutlich eine stärkere Koordi-
nierung der Finanzpolitiken auch über die Eurozo-
ne hinaus anstreben. 
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Ein solches wahrscheinliches Szenario bricht al-
lerdings mit bestehenden Normen und wird auch 
die langfristige Stabilität der EU aufs Spiel setzen. 
Es bricht zum Beispiel mit der Norm der formalen 
Gleichheit aller Mitgliedstaaten. Es besteht die 
Gefahr, dass Europa sich dann in die Richtung 
eines Europas der zwei Klassen entwickeln wird – 
mit einem reichen nordwesteuropäischen Kern 
und einer armen südlichen Peripherie. Das würde 
das innereuropäische Konfliktpotential stark er-
höhen. Nicht auszuschließen ist dann auch, dass 
die bestehenden gesamteuropäischen Rechte, die 
die Basis des europäischen Einigungswerks dar-
stellen wie beispielsweise die Freizügigkeit und 
die Nichtdiskriminierung, unter Druck geraten. 

Auf dem Spiel steht aber noch mehr. Eine Koordi-
nierung der Finanzpolitiken, wie immer die sich 
ausgestaltet, von einem stark verschärften Stabili-
tätspakt bis zu Finanztransfers zwischen den rei-
cheren und den ärmeren Euro-Staaten; eine sol-
che Koordinierung geht weit über die Grenzen 
dessen hinaus, was die Bürger in den einzelnen 
EU-Ländern zu unterstützen bereit sind. Das wird 
auch das innenpolitische Konfliktpotential erhö-
hen und birgt die Gefahr, die Legitimität der EU 
langfristig zu unterminieren. 

Europathemen: Stichwort Legitimität: Wie kann 
das Europäische Parlament sichtbarer werden? 

Kleine: Man muss sich zunächst die Frage stellen, 
warum das Parlament unsichtbar ist. Eigentlich ist 
das ja sehr seltsam. Denn das Europäische Parla-
ment hat inzwischen ein starkes Mitspracherecht 
bei fast allen Entscheidungen, die auf EU-Ebene 
getroffen werden. Allerdings ist das Europäische 
Parlament nicht sichtbar, weil die Sachen, die hier 
entschieden werden, wie mein Kollege Andrew 
Moravcsik das ausgedrückt hat, ganz einfach 
unglaublich langweilig sind. Jedenfalls langweili-
ger als nationalstaatliche Politik. Das hat zwei 
Gründe. Zum einen werden Entscheidungen in 
Politikfeldern, die die Aufmerksamkeit des Bür-
gers auf sich ziehen, wie beispielsweise Bildung, 
Gesundheit und Soziales, weiterhin auf nationaler 
Ebene getroffen. Themen wie Verbraucherschutz 
oder gar die Wettbewerbspolitik, die das tägliche 
Geschäft der Europäischen Union ausmachen, 
locken niemanden hinter dem Ofen hervor. 

Ein zweiter Grund, warum die Europäische Union 
langweilig ist, liegt auch darin, dass es in der EU 
sowohl beim Parlament als auch im Rat bei den 
Mitgliedstaaten einen starken Drang gibt, mit 
ihren Entscheidungen bei so wenig sozialen 

Gruppen wie möglich anzuecken. Europäische 
Entscheidungen sind zumeist einigermaßen un-
kontrovers, zu unkontrovers jedenfalls, als dass sie 
es in die Tagesschau oder auf die erste Seite einer 
Tageszeitung brächten. 

Es gibt Vorschläge, das Parlament dadurch sicht-
barer zu machen, dass man das Konfliktpotential 
seiner Entscheidungen erhöht und damit ein grö-
ßeres Medieninteresse erzeugt. Das halte ich aber 
für ziemlich unklug. Ich halte es für besser zu 
versuchen, europäischen Themen eher auf natio-
nalstaatlicher Ebene und in den nationalen Par-
lamenten, wo es auch einen öffentlichen Reso-
nanzboden gibt, mehr Raum zu geben. 
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Mareike Kleine: Kein Auseinanderbrechen der EU 

Europathemen: Sind nationalstaatliche Interessen 
heute weniger vereinbar mit europäischen als in 
der Vergangenheit? 

Kleine: Bei einigen derzeit von der Schuldenkrise 
heimgesuchten Ländern mag das vorübergehend 
der Fall sein. Generell muss man die Frage aber 
mit einem ganz klaren Nein beantworten. Kein 
Land kann es sich wirklich leisten, außerhalb des 
europäischen Binnenmarktes zu stehen. Dass 
Europa nach wie vor attraktiv ist, sieht man allein 
daran, dass immer noch Staaten die Mitglied-
schaft in der Europäischen Union anstreben. Al-
lerdings gilt auch: Je tiefer der Stand der Integra-
tion ist, desto schwieriger wird jeder weitere In-
tegrationsschritt, da diese Schritte große soziale 
und institutionelle Anpassungen erfordern. Sie 
bergen daher ein großes Konfliktpotential. 

Vor der Schuldenkrise schien es, als hätte die In-
tegration eine gewisse Sättigung erreicht. Mo-
mentan sind wir aber in einer kritischen Situation, 
in der es so aussieht, als seien weitere Integrati-
onsschritte nötig. Die sind allerdings politisch und 
auch rechtlich sehr schwer durchzusetzen. 
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Europathemen: Wie gefährlich sind antieuropä-
ische, populistische Parteien für das europäische 
Einigungswerk? 

Kleine: Es ist schwierig diese Frage zu beantwor-
ten, da die Gründe für Populismus sehr komplex 
und teilweise auch unklar sind. Die Politikwissen-
schaft hat da bisher wenig Fortschritt gemacht. 
Aber es scheinen zwei Faktoren entscheidend für 
die Attraktion rechts- oder linkspopulistischer 
Parteien. Der eine ist eine Desillusionierung mit 
etablierten Parteien. Diese kann daher rühren, 
dass der Spielraum nationalstaatlicher Politik 
abnimmt und die etablierten Parteien sich daher 
weniger voneinander unterscheiden. 

 
Mareike Kleine lehrt am London School of Economics (LSE). 

Das LSE ist eine britische Elite-Universität 

Hinzu kommt, dass es eine subjektive Verschlech-
terung der eigenen Lage gibt, unabhängig davon, 
ob andere Politiken zu besseren Ergebnissen ge-
führt hätten. Beide Faktoren, Desillusionierung 
und eine subjektive Verschlechterung, werden 
kurzfristig in den europäischen Ländern zuneh-
men. Wir müssen uns darauf einstellen, dass 
rechts- wie linkspopulistische, antieuropäische 
Parteien zumindest kurz- bis mittelfristig stark 
zunehmen werden. Das ist natürlich gefährlich, 
weil solche Parteien notwendige aber unpopuläre 
politische Entscheidungen blockieren, egal ob sie 
in der Regierung sind oder nicht, und damit die 
Lage für alle nur noch verschlechtern. 

Langfristig bin ich aber zumindest für Westeuropa 
etwas optimistischer. Denn erstens sind populisti-
sche Parteien extrem instabil. Die brechen häufig 
in Richtungsstreitigkeiten auseinander und ent-
täuschen ihre Wähler, sobald sie selbst in die Ver-
antwortung genommen werden. Zweitens reagie-

ren etablierte Parteien auf erhöhte Präsens von 
populistischen Parteien. Sie besetzen deren The-
men und versuchen, die Wähler an sich zu binden. 
Drittens zwingen populistische Parteien die etab-
lierten auch dazu, Politiken besser zu erklären. 
Somit würde ich doch vermuten, dass viele dieser 
Parteien in Westeuropa Randphänomene bleiben. 
Pessimistischer bin ich allerdings für Länder in 
Mittel- und Osteuropa, wo es wenig etablierte 
Parteien gibt, die Parteien jung und instabil sind. 

Europathemen: Viele Menschen haben Angst vor 
der Globalisierung und assoziieren diese mit der EU. 
Sind Globalisierung und europäische Integration 
ein und dasselbe? 

Kleine: Ja. Europäische Integration und Globalisie-
rung sind in der Tat teilweise identisch, aber nicht 
in der Art und Weise, wie das oft angenommen 
wird. Was heute wirtschaftliche Globalisierung 
genannt wird, ist zu einem sehr hohen Grad 
nichts anderes als die wirtschaftliche Integration 
Europas. Nirgendwo auf der Welt handeln Staaten 
mehr miteinander als in Europa. Niemand handelt 
mehr mit dem Rest der Welt als die EU als Ganze. 
Die EU ist für mehr als 40 Prozent des ganzen 
Welthandels verantwortlich. Niemand zieht so 
viele ausländische Direktinvestitionen an. 
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Was heute als wirtschaftliche Globalisierung be-
zeichnet wird, ist daher zu einem großen Teil 
durch die europäische Integration bedingt. Da die 
EU zudem in den meisten handelspolitischen 
Fragen auch noch mit einer Stimme spricht, ist die 
wirtschaftliche Globalisierung auch sehr stark 
nach europäischen Vorstellungen gestaltet. Viele 
andere Staaten und Regionen hängen sehr stark 
von Europa ab. 

Was die Liberalisierung der Finanzmärkte angeht, 
so haben die Europäer allerdings zu sehr auf De-
regulierung gesetzt. Das rächt sich jetzt nicht 
zuletzt in Form von spekulativen Attacken auf 
Staaten, die eigentlich doch zahlungsfähig sind. 

Europathemen: In welchen Politikbereichen sollte 
sich die EU stärker engagieren, um bei den Men-
schen mehr Akzeptanz zu finden? 

Kleine: Die meisten Bereiche, in denen die Bürger 
die EU gerne handeln sehen, das wissen wir aus 
Meinungsumfragen wie Eurobarometer, sind 
bereits integriert. Und die Bereiche, in denen die 
Bürger die EU nicht gerne handeln sehen, liegen 
auch noch in nationalstaatlicher Zuständigkeit. 
Somit ist das, was die EU heute macht, aus Sicht 
der Bürger eigentlich gut so. Aufgrund des bereits 
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6. Jahrgang 

hohen Integrationsgrades werden weitere Integ-
rationsschritte daher zu stärkeren sozioökonomi-
schen Konflikten und daher eher weniger Akzep-
tanz führen. Das gilt insbesondere auch für die 
derzeit diskutierte finanzpolitische Integration. 

Einige Bereiche, in denen die EU bereits Zustän-
digkeiten besitzt, müssen allerdings unbedingt 
besser koordiniert werden und eine bessere Leis-
tung zeigen. Ich denke da beispielsweise an Au-
ßen- und Sicherheits- und Entwicklungspolitik, 
aber auch an die Zusammenarbeit in Visa- und 
Asylangelegenheiten. In diesen Fragen sind die 
derzeitigen Politiken ziemlich desaströs. 

Europathemen: Wie europäisch sind die nationalen 
Verwaltungen? 

Kleine: Das hängt ganz von dem jeweiligen Poli-
tikfeld ab. Ebenso von der bestehenden nationa-
len Verwaltungskultur. In Bildungsangelegenhei-
ten beispielsweise, wo die EU sehr wenige Kom-
petenzen hat, sind nationale und regionale Ver-
waltung vergleichsweise autonom. In anderen 
Bereichen, wo die EU starke Kompetenzen hat - 
wie in der Wettbewerbspolitik - sind nationale 
Verwaltungen stark auch von der europäischen 
Ebene und durch die Kooperation mit anderen 
nationalen Verwaltungen geprägt. 

Das liegt daran, dass die Europäische Union - ent-
gegen herkömmlicher Vorstellung - auf einem 
winzigen Verwaltungsapparat aufbaut. Die Euro-
päische Kommission selber ist nicht größer als die 
Stadtverwaltung einer mittelgroßen europäi-
schen Stadt wie beispielsweise Amsterdam. Das 
führt dazu, dass die EU in der Umsetzung ihrer 
Gesetze unbedingt auf die Mitarbeit nationaler 
Verwaltungen angewiesen ist. Zudem sind natio-
nale Verwaltungen auch zu einem hohen Grad in 
die Entwicklung und Verhandlung neuer europäi-
scher Gesetze mit einbezogen. Die gegenseitige 
Durchdringung von europäischer und nationaler 
Verwaltung ist so hoch, dass mein Kollege Wolf-
gang Wessels von der Universität Köln von einer 
Fusion der europäischen und nationalen Verwal-
tung spricht. 

Europathemen: Wie werden Sie die EU in Harvard 
erklären – als eine Nachkriegsordnung, die ihren 
Zenit überschritten hat oder als zukunftsfähiges 
Modell? 

Kleine: Als Zukunftsmodell, das sich allerdings 
reformieren muss. Es gibt auch gute Gründe zu 
glauben, dass die EU weiter für Europa, aber auch 
für andere Teile der Welt, ein Modell sein wird. Die 

Institutionen der Europäischen Union haben die 
wirtschaftliche und politische Integration in Euro-
pa stabilisiert und tun es auch immer noch. Wir 
sehen seit ungefähr einem Jahrzehnt einen ganz 
starken Trend hin zur wirtschaftlichen Regionali-
sierung. Das geschieht etwa durch die Schaffung 
so genannter präferentieller Handelsabkommen. 
Viele dieser Regionen nehmen die Europäische 
Union und insbesondere das europäische Rechts-
system als Vorbild, um diesen Prozess weiter zu 
untermauern. 
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Die EU hat in der Vergangenheit so gut funktio-
niert, da sie schrittweise ein hohes Maß an wirt-
schaftlicher Integration geschaffen und dabei die 
diversen sozialen Sicherungssysteme ihrer Mit-
gliedstaaten weitgehend unberührt gelassen hat. 
Auch darin besitzt die EU Modellcharakter. Viele 
der neuen Märkte wie Brasilien, Indien und China 
müssen sich in Zukunft - oder tun es bereits - 
explosiven Verteilungskonflikten stellen. An Euro-
pa kann man sich abgucken, wie man wirtschaft-
liche Integration und soziale Gerechtigkeit demo-
kratisch miteinander verbinden kann. 

Aber eben darin liegt auch der Reformbedarf der 
EU, wenn sie Zukunftsmodell bleiben will. Eine 
Koordinierung nationaler Finanzpolitiken scheint 
zwar gerade unumgänglich. Aber eine Fiskalunion 
birgt letztlich doch die Gefahr in sich, dass zumin-
dest für eine gewisse Zeit Parlamente und auch 
Gewerkschaften auf nationaler Ebene in ihrem 
Handeln eingeschränkt werden, ohne eine effek-
tive Entsprechung auf europäischer Ebene zu 
finden. Also muss die EU in Zukunft versuchen, 
diese Koordinierung der Finanzpolitiken zu errei-
chen und trotzdem noch den Mitgliedstaaten eine 
ausreichende Flexibilität in deren Ausgestaltung 
zu erhalten. Das wird allerdings einer Quadratur 
des Kreises gleichkommen. 
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